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REDE VON BUNDESPRäSIDENT A.D. ROMAN HERZOG AUF DEM  17. PARTEITAG 

„Deutschland fair ändern" 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Sie müssen nicht erschrecken, wenn Sie den 
Packen Papier sehen, den ich mit ans Red- 
nerpult genommen habe. Es sind zwar viele 
Seiten, aber auf jeder steht nur ganz wenig 
drauf. 

Mit einer gewissen Spannung habe ich im 
Februar dieses Jahres auf Bitten von Angela 
Merkel die Leitung einer Kommission über- 
nommen, die Vorschläge zur Reform der so- 
zialen Sicherungssysteme erarbeiten sollte 
und dann nachher zu allem Unglück noch mit 
meinem Namen verbunden worden ist. 
Natürlich regten sich bei mir da gewisse Be- 
denken: Erstens hatte ich mir meinen Le- 
bensabend eigentlich schöner vorgestellt und 
zweitens war mir bewusst, dass diese Kom- 
mission am Ende entweder einen schlechten 
Bericht vorlegen oder aber Streit in die eige- 
nen Reihen der CDU tragen würde. 

Die Erfahrungen der zurückliegenden 
Wochen haben gezeigt: Der Bericht hat 
tatsächlich erhebliche Diskussionen, inner- 
halb der CDU und auch außerhalb, ausgelöst. 
Ich finde, das ist gut so. Ich habe mich und 
meine Kommission nie so verstanden, als sei- 
en wir Praeceptor Germaniae und hätten an- 
zuordnen, was zu geschehen hat. Wir hatten 
der Partei einen Rat zu geben und die Partei 
muss sich, bis in die heutigen Abendstunden 
hinein, überlegen, ob und in welchem Um- 
fang sie diesen Rat akzeptieren wird. Es gab 
Hunderte von hervorragenden Vorschlägen 
und Diskussionsbeiträgen. Es hat aber auch 
Fälle der Diskussion gegeben, die man, wenn 
man eine klare Sprache spricht, nicht als Dis- 
kussion, sondern nur als „Sprüche" bezeich- 
nen kann. Da gibt es im Süden unseres Va- 
terlandes einen, der dreimal in der Woche vor 

die Fernsehkameras tritt und immer wieder 
versichert, dass er schockiert ist. Darüber 
kann man nicht diskutieren, meine Damen 
und Herren. Aber wenn der Parteitag seinen 
Beschluss gefasst hat, werde ich Kontakt zu 
ihm aufnehmen und ihn bitten, vielleicht nur 
noch zur Hälfte schockiert zu sein. Dann hat 
er noch gesagt, dass von unserem Konzept 
nur noch die Gräten übrig seien. Darüber mö- 
gen andere entscheiden - Sie selber. Ich war 
nie der Meinung, dass Sie das alles eins zu 
eins übernehmen müssen, was wir vorschla- 
gen. Zudem stelle ich in dieser Äußerung ei- 
ne gewisse Unkenntnis über die Anatomie 
von Fischen fest. Ein Fisch ohne Gräten ist 
natürlich leichter zu essen, nur hat er den 
Nachteil: Schwimmen kann er nicht mehr. 
Das müssten wir Deutschen allmählich wie- 
der: schwimmen, und zwar in eine klare Rich- 
tung. Denn zu lange haben wir alle miteinan- 
der die Augen vor den Folgen unserer demo- 
graphischen Entwicklung verschlossen. Erst 
sehr allmählich wird den meisten von uns be- 
wusst, zu welch weit reichenden Konse- 
quenzen es führt, wenn die Zahl der Älteren 
in unserem Land immer größer wird, die Jün- 
geren mehr und mehr in eine Art Minder- 
heitsposition hineinwachsen und zudem die 
Kosten wie auch die Möglichkeiten von Me- 
dizin und Geriatrie immer größer werden. 

Ich habe schon gesagt: Ich hatte nie die 
Erwartung, dass die Partei die Empfehlun- 
gen der Kommission im Maßstab eins zu eins 
umsetzt. Ich gebe sogar zu, dass ich manches 
von dem, was ich gesehen habe, im Bericht 
gelassen habe, um Diskussion zu ermögli- 
chen und den Diskutanten Erfolgserlebnisse 
zu vermitteln. Aber ich habe das Zutrauen - 
das sage ich jetzt ohne Spaß -, dass die CDU 
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auf diesem Parteitag zur Reform der sozia- 
•en Sicherungssysteme die richtigen Posi- 
tionen finden wird und dass diese Positionen 
ausreichend sein werden. Denn es kann nicht 
so sein, dass jede dritte Woche eine neue 
»Reform" postuliert wird, weil wieder etwas 
Neues entdeckt worden ist. Die Bürger müs- 
sen sehen, dass wir das Problem in Gänze an- 
packen und jedenfalls für die nächsten 20,30 
Jahre lösen wollen. Sie werden Verständnis 
dafür haben, dass ich hier keine Ausführun- 
gen zur nachgelagerten Besteuerung von Al- 
terseinkommen oder zur kleinen Witwen- 
rente mache. Auch zur so genannten Ge- 
sundheitsprämie nur diese eine Anmerkung: 
Als ich in Deutschlands Zeitungen las, dass 
durch dieses System eine ungeheure Büro- 
kratie entstehe, weil es voraussetze, dass für 
jeden Bürger ein eigenes Krankenversiche- 
rungskonto angelegt werden müsse, habe ich 
wirklich gedacht, ich tanze auf der falschen 
Hochzeit. Das war nie angedacht, jedenfalls 
nicht in dieser Form. Ich habe nie davon ge- 
träumt, dass dies eine ernsthafte Diskussion 
geben könnte. Es ist aber gut, dass diese Fra- 
ge - wie viele andere Fragen, die einfach 
nicht in hundertprozentiger Klarheit gese- 
hen oder formuliert worden sind - nun be- 
handelt worden ist. 

Ich möchte mich insgesamt auf drei sehr 
grundsätzliche Aspekte beschränken, um 
nicht das zu wiederholen, was Frau Merkel 
dazu gesagt hat, und nicht das vorwegzu- 
nehmen, was der Generalsekretär noch sa- 
gen wird. Das eigentliche Problem, vor dem 
wir stehen, ist die Frage, ob und wie es uns 
gelingt, die Armut an Kindern zu beseitigen, 
die für die entwickelten Gesellschaften welt- 
weit so typisch geworden ist und für die Ver- 
werfungen in unseren Sozialsystemen an er- 
ster Stelle verantwortlich ist. Dazu gibt es 
wieder verschiedene Fragestellungen. Wir 
haben in der Kommission beispielsweise 

diskutiert, ob der Mangel an eigenen Kin- 
dern durch die Einwanderung fremder Kin- 
der behoben werden kann. Wir waren uns 
aber einig, Zuwanderung allein kann unser 
demographisches Problem nicht lösen, und 
zwar bei weitem nicht. Ich will auch sagen, 
warum: Wollte man den Bevölkerungsrück- 
gang durch Zuwanderung vollständig aus- 
gleichen, dann müsste im Jahre 2050 ein 
volles Drittel der Wohnbevölkerung 
Deutschlands aus dem Ausland gekommen 
sein oder von ausländischen Zuwandern ab- 
stammen. Das sind, wenn ich noch einiger- 
maßen rechnen kann, zwischen 20 und 30 
Millionen Menschen, um die es da geht. 

Wer ein solches Konzept vertritt, der 
muss Zuwanderung in einer Größenordnung 
zulassen, die die Integrationskraft der in 
Deutschland ansässigen Bevölkerung um 
ein Vielfaches übersteigen würde. Und er 
würde, wenn man das Wort „Integration" nur 
halbwegs ernst nimmt, Integrationskosten 
verursachen, deren Finanzierung überhaupt 
nicht mehr geschultert werden könnte. Neh- 
men Sie nur 20 Millionen Menschen und kal- 
kulieren vorsichtig, dass die Integration ei- 
nes einzelnen Menschen - soweit man sie in 
Geld beziffern kann - mindestens 5 000 Eu- 
ro kostet. Dann sind wir schon bei 100 Mil- 
liarden Euro. Das ist eine gegriffene Zahl, 
aber Sie werden erkennen, wie riesig dieses 
Problem ist. Denn das, was bisher geschehen 
ist - da stimme ich mit Jürgen Rüttgers völ- 
lig überein -, verdient überhaupt nicht den 
Namen Integration. Man mag zu mehr Zu- 
wanderung stehen, wie man will. Mehr Zu- 
wanderung ist jedenfalls keine Lösung un- 
serer demographischen Probleme. 

Außerdem möchte ich davor warnen, all- 
zu hohe Erwartungen in die Instrumente ei- 
ner staatlichen Familienförderung zu setzen. 
Verstehen Sie mich da bitte nicht falsch: Ich 
will den Familien nichts wegnehmen und ich 
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plädiere auch nicht gegen, sondern entschie- 
den für eine aktive Familienpolitik. Darin 
bin ich mit Arentz völlig einer Meinung. Der 
Staat hat dafür zu sorgen, dass die Entschei- 
dung eines Paares für Kinder nicht zu erheb- 
lichen materiellen Benachteiligungen ge- 
genüber Paaren ohne Kinder führt. Aber die 
Formel „Je mehr Kindergeld, desto mehr 
Kinder!" ist mir auch wieder zu simpel. Sie 
wird auch nicht aufgehen, meine Damen und 
Herren. 

Wir sind uns einig, dass wir zur Förde- 
rung von Familien gerne mehr tun würden, 
als es die öffentlichen Haushalte heute zu- 
lassen. Aber haben wir wirklich schon alle 
Möglichkeiten ausgeschöpft? Dazu nur eine 
ganz allgemeine Bemerkung, von der Sie 
vielleicht überrascht sein werden: Als 1949 
durch den Art. 6 unseres Grundgesetzes Ehe 
und Familie unter den besonderen Schutzder 
staatlichen Ordnung gestellt wurden, wares 
für den Verfassungsgeber einfach nicht vor- 
stellbar, dass Ehe und Familie eines Tages in 
der Zahl so dramatisch auseinander fallen 
könnten, wie das heute der Fall ist. 

Ich kritisiere diese Entwicklung in keiner 
Weise, aber ich empfinde es als ein zuneh- 
mend uns bedrängendes Problem - jetzt 
hören Sie gut zu! -, dass wir uns heute aus 
verfassungsrechtlichen Gründen eine Ehe- 
förderungspolitik leisten müssen, wo doch 
die Konzentration aller Kräfte auf eine Fa- 
milienförderungspolitik dringend nötig wä- 
re. Aber, wohlgemerkt, selbst wenn wir das 
Kindergeld verdoppeln würden und für jedes 
Kind einen Krippen- oder Hortplatz zur Ver- 
fügung stellen könnten, könnten wir immer 
noch durchaus nicht sicher sein, dass dann 
die Kinder geboren würden, die uns heute 
fehlen. Ich bin davon überzeugt, dass das ei- 
gentliche Problem - es ist natürlich auch 
Geld -eben nicht das fehlende Geld allein ist 
und es auch nicht die fehlenden Betreuungs- 

einrichtungen sind. Vorrangig entscheidend 
in diesen Dingen ist nicht das Materielle; ent- 
scheidend ist ein geistiger Verarmungspro- 
zess, der sich in den letzten Jahrzehnten in 
unserer Gesellschaft ausgebreitet hat. Gegen 
diesen Verarmungsprozess müssen wir an- 
gehen. Wir leben in einer Gesellschaft, der 
weitgehend das Wissen davon abhanden ge- 
kommen ist, was Kinder bedeuten, dass Kin- 
der unser Leben unendlich bereichern und 
beschenken. Kinder sind Entwicklung; sie 
bewahren uns vor Verkrustung und - was al- 
lerdings auch manchen Vater und manche 
Mutter belastet - Kinder tragen unsere Hoff- 
nungen und geben uns die Chance, dass wir 
selber immer wieder neu anfangen können, 
immer wieder neu denken, immer wieder 
neu prüfen und immer wieder neu entschei- 
den können. Eine Gesellschaft ohne Kinder 
ist eine Gesellschaft ohne Zukunft, auch des- 
wegen. 

Nun ist es in unserem Lande ja so: Wer so 
redet wie ich gerade, dem wird sofort vorge- 
worfen und vorgehalten, er wolle unter dem 
Deckmantel vorgeblicher Altersweisheit - 
das steht mir zu; im Frühjahr werde ich 70 - 
die Frau wieder zu Küche, Kindern und Kir- 
che zurückführen und er habe noch die ge- 
sellschaftspolitischen Leitbilder der 50er- 
Jahre im Kopf. Aber solche Vorwürfe halte 
ich spielend aus. Denn erstens bin ich neuer- 
dings mit einer Nachfahrin des berühmten 
Götz von Berlichingen verheiratet und zwei- 
tens hat meine Feststellung, dass wieder 
mehr Kinder in Deutschland geboren wer- 
den müssen, zumindest den einen Vorzug für 
sich, dass sie nämlich logisch zwingend ist. 
Entweder wir Deutschen und wir Europäer 
entdecken die Lust zum Kind neu oder wir 
plagen uns weitere Jahrzehnte mit den Fol- 
gen einer vergreisenden Gesellschaft herum. 
Man kann sich aussuchen, was man lieber 
will. Weil das so ist. rufe ich heute - Sie wis- 
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sen, dass ich zu solchen pathetischen Äuße- 
rungen schlecht geeignet bin - auf diesem 
Parteitag dazu auf. Gebt dieser Gesellschaft 
das Bewusstsein wieder zurück, was Kinder 
für jede Gesellschaft bedeuten! Das richtet 
sich nicht nur an den Staat und das richtet sich 
auch nicht nur an Parteitage. Das richtet sich 
an die Dichter, Schriftsteller und Filmema- 
cher in unserem Land; das richtet sich an 
Journalisten und die Programmverantwort- 
üchen in den Medien; das richtet sich an un- 
sere Lehrerinnen und Lehrer, an die Woh- 
nungsvermieter, an die Nachbarn von Kin- 
dergärten und an alle, die heute beim Anblick 
von Kindern griesgrämige Gesichter ziehen, 
auch angesichts der unbestreitbaren Tatsa- 
che, dass Kinder halt gelegentlich frech sind 
oder Lärm erzeugen. Das ist natürlich anders 
als in unserer Jugend, aber das muss hinge- 
nommen werden. 

Zweiter Teil. Als der Zweite Weltkrieg zu 
Ende ging, war ich knapp 11 Jahre. Ich war 
damals noch zu jung, um das ganze Ausmaß 
des Elends erfassen zu können, das die Na- 
zis hinterlassen hatten. Aber ich kann mich 
noch sehr deutlich daran erinnern, dass mei- 
ne eigenen Eltern und die Eltern aller meiner 
Schulkameraden von dem brennenden 
Wunsch geleitet waren, dass ihre Kinder es 
einmal besser haben sollten. Wir, die wir 
heute 60 oder 70 Jahre alt sind, haben es in 
einem damals kaum vorstellbaren Ausmaß 
tatsächlich besser gehabt als die Generation 
unserer Eltern. Auch die Generation der heu- 
te 50- oder 40-Jährigen wird, aufs Ganze ge- 
sehen, keinen Grund zu der Klage haben, 
dass ihr wesentliche Lebenschancen vorent- 
halten seien. Aber die Perspektiven haben 
sich in der Zwischenzeit eben auch schon 
nieder geändert. Heute wünschen Eltern, 
wenn sie realistisch sind, ihren Kindern ver- 
nünftigerweise nicht mehr, dass sie es ein- 
mal besser haben sollen als sie selbst; denn 

sie wissen, dass die Steigerungsraten des 
Wohlstands keine Endlosspirale darstellen. 
Die ganz Mutigen unter den heutigen Eltern 
formulieren vielleicht den Wunsch, ihre 
Kinder möchten es einmal fast genauso gut 
haben wie sie selbst. Aber viele stellen sich 
inzwischen die angstvolle Frage, ob die Le- 
benschancen der Jungen nicht zunehmend 
ernsthaft gefährdet sind, weil wir sie ver- 
frühstücken. Immerhin ist es ja so: Die heu- 
te junge Generation erbt von der alten Gene- 
ration nicht nur einen Berg von Staatsschul- 
den; sie erbt auch immense Zahlungsver- 
pflichtungen für die Alterseinkommen der 
Versicherten in der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung und für die Pensionen der Beam- 
ten des Bundes, der Länder und der Ge- 
meinden. Wir haben in unserer Kommission 
errechnen lassen, dass, wenn wir in dem jet- 
zigen System mit den bestehenden Beitrags- 
sätzen so weitermachen, wir im Jahre 2040 
oder spätestens im Jahre 2050 bei einer Be- 
lastung durch die Sozialbeiträge von über 60 
Prozent angekommen sein werden. Wenn 
Sie dann noch andere Dinge, wie die Kin- 
dertagesstätten und Ähnliches, für die die öf- 
fentliche Hand einzustehen hat, hinzuneh- 
men und wenn Sie darüber hinaus auch noch 
die Steuern berücksichtigen, dann sind wir 
an dem Idealzustand des Sozialismus ange- 
kommen, der da lautet: Die Leute sollen ar- 
beiten und das Geld gleich beim Staat ablie- 
fern. Dafür gibt es ein alt hergebrachtes 
Wort; es heißt: Sklaverei. Daraus ergibt sich, 
dass das nicht geht. Denn Sklaverei ist nicht 
nur im Grundgesetz verboten, sondern auch 
in der jetzt neu entstehenden EU-Verfas- 
sung. Das können wir also nicht machen. 

Die neue Generation erbt weiterhin die 
Folgekosten des demographischen Wan- 
dels, nicht nur in Bezug auf die Alterssiche- 
rung, sondern auch in Bezug auf das Ge- 
sundheitswesen und die Pflege. Die Finan- 

UID Dokumentation 38/2003 • 5 



DOKUMENTATION 

zierung des medizinischen und vor allem des 
medizinisch-technischen Fortschritts tritt 
als weitere Problemverschärfung hinzu. Das 
Schlagwort von der Altenlast habe ich schon 
gelesen und gehört. Ich sage Ihnen: Das dür- 
fen wir uns nicht leisten; das ist ein ganz bö- 
ses, menschenverachtendes Wort. 

Meine nächste große Bitte lautet deshalb: 
Lassen wir uns nicht leichtfertig in einen Ge- 
nerationenkonflikt hineintreiben, der durch 
nichts gerechtfertigt ist. Dass es dabei Pro- 
bleme gibt, das habe ich in unserer Kom- 
mission jeden Tag erleben können, das war 
auch gut und richtig so. Aber es möge um 
Gottes Willen keinen wirklichen Konflikt 
zwischen den Generationen geben. Ich will 
die Kosten einer rapide alternden Gesell- 
schaft, die schließlich von den Jungen getra- 
gen werden müssen, hier nicht klein reden. 
Aber es ist doch auch so: Wenn man eine Ko- 
stenrechnung aufmacht, dann muss gerech- 
terweise auch eine Gewinnrechnung aufma- 
chen. Da das so selten geschieht, will ich es 
hier tun. Ich tue das nicht als Abwehrmaß- 
nahme gegen die Jungen - das wäre völliger 
Blödsinn -, sondern um, wie Goethe gesagt 
hätte, „die Fülle der Gesichte" auf den Tisch 
zu bringen. Keine Altersgruppe unserer Ge- 
sellschaft fällt der Fürsorge gegenwärtig so 
wenig zur Last wie die Rentner. 1,4 Prozent 
der Ruheständler sind auf Sozialhilfe ange- 
wiesen. Bei den unter siebenjährigen Kin- 
dern sind es über acht Prozent. Das ist schon 
ein bemerkenswerter Sachverhalt. Früher 
war das Alterein großes Armutsrisiko. Heu- 
te ist es offensichtlich der Kinderreichtum. 
Nach Angaben der Deutschen Bundesbank 
werden in den nächsten Jahren von den Rent- 
nern in Deutschland insgesamt 130 Millio- 
nen Euro vererbt. Die Zahlen schwanken 
zwar; aber es steht fest: Es ist eine große 
Zahl. Diese 130 Millionen Euro entsprechen 
etwas mehr als der Hälfte des gesamten Bun- 

deshaushaltes. Diese Summe gehört den 
Rentnern heute. Sie können dieses Geld aber 
gar nicht mehr konsumieren. Dieses Geld 
wird - wenn auch nicht dem Gleichheitssatz 
entsprechend - weitgehend ungeschmälert 
an Teile der jungen Generation vererbt wer- 
den. In diese Gewinn- und Verlustrechnung 
muss auch hineingerechnet werden - an ei- 
nem Tag wie dem heutigen muss es ebenfalls 
erlaubt sein, das zu sagen -, dass die heute 
junge Generation von den inzwischen alt Ge- 
wordenen viel erhalten hat - ohne dafür et- 
was leisten zu müssen: Schule - kostenlos; 
Studium - überwiegend kostenlos; Berufs- 
ausbildung - überwiegend kostenlos. Es wa- 
ren die heute Älteren, die Schulen, Betriebe 
und Universitäten aufgebaut und finanziert 
haben. Ich stelle ohne jeden Vorwurf und ei- 
gentlich mit Amüsement fest: Gerade die 
heute junge Generation hat das nicht all zu 
knapp ausgekostet; sonst müssten wir nicht 
über Studienzeiten und Ähnliches reden. 

Ich will hier keine Rechnung aufmachen 
und schon gar nichts gegen die junge Gene- 
ration sagen, der wir wirklich eine verkork- 
ste Gegenwart hinterlassen werden. Wir 
sollten uns vor einer schäbigen Debatte hü- 
ten, in der die Alten nur noch als Generation 
rücksichtsloser Schmarotzer hingestellt 
werden, die noch dazu ihre eigenen Kinder 
bestehlen. Aber die, die selbst keine Kinder 
in die Welt gesetzt haben, bestehlen natür- 
lich die Kinder der anderen. Die betuchten 
Rentner, die sich auf Kreuzfahrtschiffen un- 
ter der südlichen Sonne die Zeit vertreiben 
und ihre Ersparnisse aufzehren, sind nicht 
der Normalfall des deutschen Durch- 
schnittsrentners. Sie sind erst recht nicht je- 
ner Eckrentner - dieses wunderbare Wort 
habe ich erst in der Kommissionsarbeit ken- 
nen gelernt; es ist schlimmer als der Begriff 
„Eckzähne" -,der jetzt im Westen netto 1 072 
Euro und im Osten unseres Vaterlandes ge- 
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rade einmal 941 Euro Rente bezieht. Gewiss, 
auch das ist noch keine Rente, die man schon 
als Altersarmut bezeichnen müsste. Aber als 
Trampolin für große Sprünge sind diese 
Renten weiß Gott nicht zu nutzen. Lassen wir 
bei solchen Gegenüberstellungen die Kirche 
im Dorf. Das ist das Beste, was man mit ei- 
ner Kirche machen kann. 

Die neuesten Zahlen des Statistischen 
Bundesamtes besagen, dass im J ahr 2030 auf 
100 Menschen im erwerbsfähigen Alter 71 
Ruheständler kommen. Heute sind es nur et- 
wa 44. Ich habe schon darauf hingewiesen, 
dass die Sozialbeiträge bei über 60 Prozent 
lägen, wenn wir im bisherigen System wei- 
termachten.  Was  sagen  solche Zahlen? 
Zunächst einmal: Sie legitimieren uns auf al- 
le Fälle nicht automatisch zu der Behaup- 
tung, es sei von vornherein unmöglich, dass 
im Jahre 2030 etwa 100 Erwerbstätige für et- 
wa 71 Ruheständler aufkommen könnten. 
Auch da muss man vorsichtig sein. Bei- 
spielsweise hat ein Bauer in Deutschland mit 
dem, was er produziert hat, im Jahr 1900 un- 
gefähr vier Personen ernährt. Hätte man da- 
mals gesagt, in 100 Jahren muss ein Bauer 50 
Personen ernähren, hätte man wohl erwidert: 
Dann müssen wir alle verhungern. Wir sind 
aber nicht verhungert, wie wir feststellen 
können. Heute ernährt ein Landwirt unge- 
fähr 128 Menschen. Das wäre vor 100 Jah- 
ren undenkbar gewesen. Wir sollten uns al- 
so generell vor statistischen Argumenten hü- 
ten, die man jederzeit als Totschlagargu- 
mente bezeichnen kann. 

Warum neigen wir bei allen unseren 
Überlegungen eigentlich überhaupt dazu, 
immer von den schlechtesten aller mögli- 
chen Annahmen auszugehen? Vielleicht ge- 
lingt es den heute noch Jungen im Laufe ih- 
res Arbeitslebens mit neuen Techniken und 
Dank einer besseren Bildung noch, die Pro- 
duktivität ein neues Mal deutlich zu steigern. 

L 

Ich bin nachdrücklich dafür, viel stärker, als 
wir es in diesem Zusammenhang erwarten 
möchten - bei uns wird alles in Schubladen 
aufgeteilt: hier die Sozialpolitik, da die Wirt- 
schaftspolitik unddortdieSteuerpolitik-die 
Wachstumschancen unseres Landes in den 
Mittelpunkt unserer politischen Betrachtun- 
gen zu stellen. Ich stimme mit der Bundes- 
vorsitzenden völlig überein: Das ist das be- 
herrschende Thema, auch wenn es darum 
geht, wie wir all das, was wir vorgeschlagen 
haben und heute hoffentlich beschließen, be- 
zahlen werden. Es wird diese Chancen ge- 
ben, auch wenn wir sie heute noch nicht in 
allen Einzelheiten kennen und beschreiben 
können. Ich komme gleich darauf zurück. 

Für den Augenblick sage ich nur so viel: 
Wir sollten alles daransetzen, die Last der 
Demographie auf die Generationen mög- 
lichst gleichmäßig zu verteilen. Vorhin habe 
ich versucht, der jungen Generation vorzu- 
rechnen, was die Alten alles für sie getan ha- 
ben und weiter tun werden. Dennoch ist völ- 
lig klar: Die Misere, die wir ihr hinterlassen 
werden, wird sie unglaublich belasten. Die- 
se Generation darf nicht die allein leidtra- 
gende einer solchen Entwicklung sein; zu- 
mal sie diese Entwicklung noch nicht einmal 
verursacht hat. Wer auf der anderen Seite 
morgen eine Rente bezieht, der darf das weiß 
Gott nicht mit der Vorstellung tun: Ich habe 
das alles bezahlt und infolgedessen will ich 
davon jetzt etwas haben. Das istnichtderGe- 
danke, der einer Versicherung zugrunde 
liegt. So funktioniert ein Sozialsystem nicht. 

Die Zeit wird also kommen - bei den Jun- 
gen läuft das automatisch -, in der man auch 
den Rentnern solidarische Opfer, zumindest 
ein solidarisches Opfer, abverlangen muss, 
weil es unfair wäre, nur die Jungen zu bela- 
sten. Man muss einfach sehen: Wir sind im 
Augenblick auf diesem Weg. Ich halte es 
durchaus für vertretbar, den heutigen Rent- 
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nern, die nichts oder fast nichts in die Pfle- 
geversicherung eingezahlt haben, einen ge- 
wissen Sonderbeitrag zuzumuten. Auch das 
muss man ins Kalkül ziehen. Im Saal schei- 
nen überwiegend Rentner zu sein. 

Meine dritte und letzte Botschaft am heu- 
tigen Tag lautet - das habe ich bereits an- 
gekündigt: Wir müssen alles daransetzen, 
die mittlerweile seit Jahren andauernde 
Wachstumsschwäche unseres Landes zu 
überwinden. 

Die Wirtschaftskraft und die soziale Lei- 
stungsfähigkeit eines Landes stehen eben, 
was auch immer die Gutmenschen behaup- 
ten mögen, in einem unlösbaren Zusam- 
menhang zueinander. Es ist wahr: Eine Wirt- 
schaftspolitik ohne soziale Gerechtigkeit ge- 
fährdet den sozialen Frieden und die Idee der 
Gerechtigkeit und führt im Ergebnis zu 
volkswirtschaftlichen Verlusten. Umge- 
kehrt gilt eben auch: Eine Sozialpolitik ohne 
Rücksicht auf die wirtschaftliche Leistungs- 
fähigkeit einer Ökonomie und wirtschaftli- 
ches Wachstum beraubt sich selbst ihres 
Fundaments und sägt damit an dem Ast, auf 
dem sie sitzt. Die gegenwärtige Bundesre- 
gierung - um sie wenigstens einmal zu er- 
wähnen - trägt ein gerütteltes Maß an Mit- 
verantwortung für die wirtschafts- und fi- 
nanzpolitische Malaise, in der sich Deutsch- 
land befindet. 

Was in unserer Situation zu tun wäre, liegt 
auf der Hand. Aber es wird nicht getan, weil 
der Mut dazu fehlt und alte ideologische Po- 
sitionen innerhalb der SPD nicht überwun- 
den werden können, sondern für jeden, der 
sie anpackt, zur politischen Existenzfrage 
werden kann. Wohlgemerkt: Ich werfe dem 
amtierenden Bundeskanzler nicht vor, dass 
er in den Medien den Eindruck höchster Ge- 
schäftigkeit erweckt. Das tun andere auch. 
Aber das Schlimme ist: Bei Licht betrachtet 
bewegt er damit nichts. Seine Regierung be- 

nimmt sich seit Jahren wie ein Angeklagter, 
der immer nur das zugibt, was man ihm ge- 
rade haarklein nachgewiesen hat und was er 
beim besten Willen nicht mehr bestreiten 
kann. Deshalb wird der Bürger von dieser 
Regierung - das ist jetzt Ernst und kein Spaß 
mehr - nie erfahren, wie die Dinge wirklich 
stehen, welche Einschnitte tatsächlich not- 
wendig sind und vor allem wo das absehba- 
re Ende dieser Einschnitte ist. Das ist nach 
meiner Kenntnis von dem, was ein normaler 
Bürger in Deutschland denkt, das Entschei- 
dende. Die Leute sagen Ja zu Opfern. Aber 
es ist zu billig, nur Opfer bei den anderen zu 
erwarten. Das gibt es selbstverständlich 
auch. Viele aber sind zu Opfern an sich und 
bei sich bereit, wenn sie wissen, dass nicht 
nächste Woche und die übernächste Woche 
wieder Opfer zu erwarten sind und es zudem 
2004 ganz schlimm werden soll. 

Das ist das Entscheidende. Wir haben in 
unserer Kommission die Empfehlungen von 
vornherein auf die kommenden 20 bis 30 
Jahre angelegt. Wann es losgeht, wissen wir 
nicht. Es wird sich herausstellen, wann die- 
se Partei in diesem Lande wieder regieren 
kann oder, wie ich vielleicht sagen sollte, re- 
gieren muss. Erst dann ist der Tag X gekom- 
men, zu dem man die Zeitvorstellungen ad- 
dieren muss. 

Noch etwas anderes. Solange von jedem 
in Deutschland verdienten Euro rund 50 
Cent durch die so genannten öffentlichen 
Hände gehen und gewissermaßen umverteilt 
werden, solange wird sich nennenswertes 
Wachstum nicht einstellen. Das ist so klar 
wie das Amen in der Kirche. Solange die 
Bruttolöhne mit 42 Prozent Sozialabgaben 
belastet werden, die nota bene gegenwärtig 
alle in den Preis eines Produktes oder einer 
Dienstleistung eingehen, solange dürfen wir 
uns nicht wundern, dass unsere internatio- 
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nale Wettbewerbsfähigkeit gefährdet ist. 
Solange wir uns ein so kompliziertes Steu- 
errecht leisten, sodass selbst ehrliche Steu- 
erzahler ständig der Gefahr der Kriminali- 
sierung ausgesetzt sind, solange brauchen 
wir uns über Steuergestaltung, Steuerhinter- 
ziehung und Einnahmeausfälle nicht den 
Kopf zu zerbrechen. Solange wir uns in 
Deutschland eine solche Flut von Gesetzen, 
Vorschriften und Verordnungen wie kaum 
ein anderer Staat leisten, muss es uns nicht 
verwundern, dass wir wirtschaftlich gesehen 
allmählich Schlusslicht in Europa sind. Es 
gibt nur eine Hoffnung, Herr Martens, dass 
die Europäer ihre Normproduktion in ganz 
Europa noch weiter steigern - sie sind näm- 
lich um kein Haar besser- und dafür sorgen, 
dass die Normen in allen Ländern so wie hier 
in Deutschland vollzogen werden, dann 
könnte das eine gewisse Entlastung für uns 
Deutsche bedeuten. 

Wenn Sie dauernd so klatschen, dann 
werde ich nie fertig. 

Ich will mit Ihnen noch eine ganz kleine 
Rechenaufgabe machen. Wenn die deutsche 
Volkswirtschaft real nur um bescheidene 
zwei Prozent im Jahresdurchschnitt wach- 
sen würde, dann wäre das Bruttoinlandspro- 
dukt in gut drei Jahrzehnten - wiederum re- 
al - fast doppelt so hoch wie heute. Wir re- 
den also nicht über ein völlig unerreichbares 
Ziel. Es muss nur richtig angegangen wer- 
den. Aber zwei Prozent unseres Bruttoin- 
landsproduktes bedeuten jedes Jahr 40 Mil- 
liarden DM mehr in unserem Land, die im- 
mer wieder neu hinzukommen. Wenn der 
Staat davon nur 40 Prozent als Staatsquote in 
Anspruch nehmen würde - das halte ich für 
die richtige Quote -, dann wären das 16 bis 
18 Milliarden DM. Jetzt rechnen Sie sich 
aus, wie leicht all das, was unserem Kom- 
missionsbericht   an   Unfinanzierbarkeiten 
vorgehalten wird, zu finanzieren wäre. Es 

brauchte noch nicht einmal den bekannten 
Ruck. Dafür würde eine mittelprächtige An- 
strengung des deutschen Volkes ausreichen. 
Wir könnten das schaffen. Etwas Termino- 
logisches. Sie haben von Angela Merkel 
heute das Kuchenbeispiel von Ludwig Er- 
hard gehört. Ich verwende das seit mehreren 
Jahrzehnten. Es ist immer so: Wir streiten 
uns, wie der Kuchen verteilt wird. Dies war 
schon in meiner Kindheit mit meinem Bru- 
der so. Jeder hat darauf geachtet, dass jeder 
von einem runden Obstkuchen die gleiche 
Gradzahl bekommen hat. Wenn einer zwei 
Grad mehr bekommen hat, dann war er fein 
raus; denn die Kuchenform meiner Mutter 
war nun einmal nicht größer. 

So ist es aber in dieser Welt nicht. Wir sel- 
ber tun bereits so, als ob wir keinen größeren 
Kuchen mehr backen könnten. Die entschei- 
dende Frage ist doch nicht, sich um ein paar 
Gradminuten herumzustreiten. Das nennt 
man Verteilungspolitik. Wenn wir uns dar- 
auf beschränken und nicht mehr Wohl- 
stands- und Wachstumspolitik mit der Folge 
betreiben, dass der Kuchen einen größeren 
Durchmesser hat - bei der Pizza gibt es das: 
media, grande, grandissima -, wenn wir uns 
das schon selber nicht mehr vorstellen kön- 
nen und zutrauen: Wie sollen wir das dann 
unseren Mitbürgern klar machen? Denken 
Sie also an den Kuchen. 

Es war daher aus meiner Sicht völlig rich- 
tig, dass Angela Merkel nicht nur eine Re- 
form der sozialen Sicherungssysteme auf 
den Weg gebracht hat, sondern dass sie dar- 
über hinaus auch den Anstoß dazu gegeben 
hat, über eine Reform des Steuersystems 
nachzudenken. 

Nur wenn wir uns im Steuerrecht und in 
vielen anderen Rechtsgebieten völlig neue 
Spielräume eröffnen, werden wir die sozia- 
len Lasten schultern können, die auf uns zu- 
kommen werden. Die Steuerpolitik ist aber 
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nicht der einzige Bereich, bei dem wir noch 
Anstrengungen vor uns haben, das gleiche 
gilt auch für die Sozialpolitik und die Wohl- 
standspolitik insgesamt. 

In diesem Zusammenhang muss ich aber 
noch einen weiteren Punkt erwähnen. Es 
wird gegenwärtig eine Debatte darüber ge- 
führt, ab welchem Lebensalter man künftig 
in Rente gehen kann. Wir alle wissen, auch 
wenn es uns nicht passt: Es kann nicht so wei- 
tergehen, dass immer mehr Menschen im- 
mer früher Rente beziehen. Kein System der 
Alterssicherung kann das verkraften. Wir 
werden künftig also wieder länger arbeiten 
müssen. 

Aber woher der Aberglaube kommt, dass 
zwangsläufig nur bei den alten Menschen, 
die kurz vor der Verrentung stehen, ange- 
setzt werden müsse, werde ich wohl nie ver- 
stehen. Es besteht noch an einer anderen 
Stelle die Möglichkeit, anzusetzen, nämlich 
ganz am Anfang. Die Stichworte sind rasch 
aufgezählt: frühere Einschulung, Abkür- 
zung der Schulzeit sowie Verkürzung der 
Studienzeiten. Damit muss eine entspre- 
chende Entlastung von überflüssigen Lehr- 
stoffen einhergehen; diese kann man sich 
nämlich aus dem Computer ziehen, wenn 
man sie braucht. Jeder von uns hat schon ei- 
ne Sonntagsrede über lebenslanges Lernen 
gehalten. Aber dass sich das auf diese Wei- 
se auswirken könnte, daran denken wir zu 
wenig. 

Über eine Straffung der Lerninhalte an 
Schulen und Hochschulen und eine Straf- 
fung der Erstausbildung zugunsten der be- 
rufsbegleitenden Weiterbildung ist schon 
diskutiert worden, als ich noch Kultusmini- 
ster in Baden-Württemberg war. Das war 
von 1978 bis 1980. Ich stelle jetzt endlich die 
Frage - ich weiß nicht, wie lange ich hoffen 
kann, noch zu leben -: Warum setzen wir das 
nicht endlich um? 

Ich komme zum Schluss; ich hoffe, dass 
es ein nachdenklicher Schluss wird. Wenn 
die CDU morgen in die Regierungsverant- 
wortung käme, dann hätte sie ein Erbe anzu- 
treten, zu dem man ihr nicht gerade gratulie- 
ren könnte. Wenn zu den Beschlüssen dieses 
Parteitages und den Vorhaben des Jahres 
2004, die Angela Merkel angekündigt hat, 
noch eine wirklich progressive und effekti- 
ve  Bildungspolitik  dazukommen   würde, 
dann könnte unsere Partei mit einem klaren 
Konzept für die wichtigsten Herausforde- 
rungen, die anzugehen sind, diese Aufgabe 
übernehmen. Zu diesen Herausforderungen 
zählen die Sozial- und Steuerpolitik, um zu 
mehr Wachstum zu kommen, und - ich sage 
es noch einmal - eine umfassende Bildungs- 
politik, die sich nicht nur mit der Frage be- 
schäftigen darf, wie die Schulen finanziert 
und organisiert werden sollen. Außerdem 
müssen wir uns endlich dazu durchringen, 
Vorschriften abzuschaffen, seien es deut- 
sche oder europäische. Wenn das geschafft 
ist, dann wissen die Menschen wieder, was 
sie von uns erwarten dürfen. Wir wissen wie- 
der, was wir ihnen abverlangen müssen. Das 
ist nicht leicht. Man sollte es nicht leichtfer- 
tig machen, sondern im Bewusstsein dessen, 
was man Menschen zumutet. Vielen in der 
Kommission, die zu leiten ich die Ehre hat- 
te, hat angesichts der Zumutungen das Herz 
geblutet; natürlich nur im übertragenen Sin- 
ne. Es ist nicht zu echten Blutungen im me- 
dizinischen Sinne gekommen. Aber, meine 
Damen und Herren, die Wahrheit geht vor. 
Die Kommission hat nicht versucht, sie zu 
verschweigen. Auch ich werde sie nicht ver- 
schweigen. Es hängt von Ihren Entschei- 
dungen heute ab, ob ich mich so ruhig halten 
kann, wie ich mir das als Rentner wünsche. 
- Danke sehr. 
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BESCHLUSS   DES   17.   PARTEITAGS   DER   CDU   DEUTSCHLANDS 

„Deutschland fair ändern" 
Arbeit, Wachstum, Wohlstand. 
Zukunft in Freiheit und Gerechtigkeit 

I. 

Deutschland steht am Scheideweg. Eine 
stetig wachsende Arbeitslosigkeit, große 
wirtschaftliche Probleme, zunehmend insta- 
bile soziale Sicherungssysteme und hoch- 
verschuldete öffentliche Haushalte verlan- 
gen den Willen zum Aufbruch in zweite 
Gründerjahre unserer Republik. 

Unser Ziel ist es, Voraussetzungen für ei- 
nen wirtschaftlichen Aufschwung und Voll- 
beschäftigung zu schaffen. Dafür werden 
wir die sozialen Sicherungssysteme so er- 
neuern, dass sie auf Dauer verlässlich sind. 
Zudem muss eine Bedingung erfüllt sein: in 
unserem Land muss wieder wirtschaftliches 
Wachstum einsetzen. So kann soziale Ver- 
lässlichkeit dauerhaft gewährleistet werden. 

Die vor uns liegenden Jahre werden prä- 
gende Jahre sein. Jetzt werden die Weichen 
für lange Zeit neu gestellt. Wir müssen mehr 
für Deutschland tun und: jeder muss bei sich 
selbst anfangen. 

Es waren nie einfache Zeiten, wenn die 
Weichen in der Bundesrepublik Deutsch- 
land neu gestellt werden mussten. Immer 
waren dabei Ziele und Wege umstritten. Die 
CDU ist nie den leichtesten Weg gegangen. 
Es kommt nicht darauf an, dass sich die Wei- 
chen widerstandslos neu stellen lassen. Es 
kommt darauf an, dass sie richtig gestellt 
werden, auch wenn Widerstände dabei zu 
überwinden sind. Nicht das tun, was leicht 
ist, sondern das tun, was notwendig ist: 

So war es bei Konrad Adenauer, als er ge- 

gen vielfältige Vorbehalte und Zweifel für die 
Wertegemeinschaft des Westens votierte. 

So war es bei Ludwig Erhard, als er in Zei- 
ten der Not, des Mangels und der leeren 
Schaufenster gegen alle Bedenken und Sor- 
gen und Ängste auf Freiheit und Dynamik, 
auf Markt und Wettbewerb setzte. 

So war es bei Helmut Kohl, als er gegen 
alle Widerstände und Massendemonstratio- 
nen am NATO-Doppelbeschluss und an der 
Nachrüstung festhielt und so zum Ende des 
Sowjetimperiums und des Kalten Krieges 
beitrug. Es war so, als er die deutsche Wie- 
dervereinigung klug und umsichtig gestalte- 
te und die Europäische Einigung als großes 
Werk des Friedens und der Versöhnung zum 
Erfolg führte. 

Immer wieder hat die CDU in der Ge- 
schichte der Bundesrepublik den Mut ge- 
habt, die Weichen auch gegen Widerstände 
neu zu stellen, weil sie die Herausforderun- 
gen der Zeit angenommen hat. Zu dieser Ver- 
antwortung bekennt sich die CDU auch jetzt. 

II. 

Der CDU ist es immer wieder gelungen, 
Werte und Wandel zusammen zu bringen. 
Damit ist unser Land gut gefahren. 

Eine Partei, die den Wandel verdrängt 
und nur noch trotzig das Bestehende vertei- 
digt, wird borniert und dogmatisch. Sie taugt 
zu nichts mehr. 

Eine Partei, die ihre Grundwerte verliert 
oder sie dem Zeitgeist opfert, wird beliebig 
und austauschbar. 

Es war und ist die realitätstüchtige Wert- 
orientierung der 'CDU, die unser Land so 
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lange so stark gemacht und immer wieder 
neu das Vertrauen in die CDU begründet hat. 

Die CDU ist eine moderne Partei geblie- 
ben, ohne beliebig zu werden. Sie ist eine 
wertorientierte Partei geblieben, ohne bor- 
niert und dogmatisch zu werden. 

Die CDU wusste immer Werte und Ziele 
von Wegen und Methoden zu unterscheiden. 
So konnte sie stets Anschluss an die Zukunft 
halten, ohne ihre Werte preiszugeben. Diese 
Tradition setzen wir fort. Es geht heute dar- 
um, politisch festzulegen, was zu tun ist, um 
in den kommenden Jahrzehnten die Grund- 
werte Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität 
in einer neuen sozialen Marktwirtschaft zu 
verwirklichen. 

III. 

Heute, in einer Zeit des Wandels, suchen 
die Menschen Sicherheit und Verlässlich- 
keit. Zu den Kernfragen der Politik heute 
gehört, wie diese Sicherheit in einer sich im- 
mer schneller verändernden Welt gewähr- 
leistet werden kann. Unser Programm gibt 
eine Antwort auf diese Frage, die so viele 
Menschen zu Recht bewegt. 

Entscheidend wird sein, dass in Deutsch- 
land wieder mehr Sozialversicherungs- 
pflichtige Arbeitsplätze entstehen. Die Ar- 
beitslosigkeit muss und kann abgebaut wer- 
den. Deshalb ist unser vorrangiges Ziel, eine 
Belebung des Arbeitsmarktes zu erreichen. 

Arbeit für alle ist da. Seit Jahrzehnten ge- 
lingt es uns aber immer weniger, diese in 
Hülle und Fülle vorhandene Arbeit in sozi- 
alversicherungspflichtige Beschäftigungs- 
verhältnisse einmünden zu lassen. Deshalb 
liegt hier der Dreh- und Angelpunkt unseres 
politischen Bemühens: Nur wenn es uns ge- 
lingt, die weltweit höchsten Lohnzusatzko- 
sten in Deutschland deutlich abzubauen, 

wird sich die Arbeitslosigkeit verringern. Je- 
der Arbeitslose, der in ein Beschäftigungs- 
verhältnis findet, ist unter Gesichtspunkten 
der Gerechtigkeit, der Inanspruchnahme 
staatlicher Ausgleichssysteme und der Zu- 
kunftsfähigkeit der sozialen Sicherungssy- 
steme ein Gewinn für uns alle. 

Unser Programm will nicht den Verzicht, 
den die Mangelwirtschaft erzwingt. Unser 
Programm weist ein Ziel, von dem alle ihren 
Nutzen haben. Am Ende wird es allen besser 
gehen als heute. Denn je mehr wir uns wie- 
der dem Ziel der Vollbeschäftigung nähern, 
umso spürbarer verteilen wir die Leistungen 
für die Schwachen in unserer Gesellschaft 
auf mehr und mehr Schultern. 

Ein Abschmelzen der Lohnzusatzkosten 
erfordert eine Veränderung unserer sozialen 
Sicherungssysteme. Gleichzeitig brauchen 
wir eine Steuerreform, die wieder dem Ge- 
danken der Leistungsgerechtigkeit folgt, die 
kleinen und mittleren Einkommen entlastet 
und verhindert, dass hohe Einkommen durch 
steuerliche Gestaltungsmaßnahmen immer 
weniger zur Finanzierung des Gemeinwe- 
sens beitragen. Wir wollen, dass Familien 
entsprechend ihrer Aufgaben, die sie für uns 
alle erfüllen, nicht länger an den Rand des 
Existenzminimums geraten. Wir wollen, 
dass wieder Spielräume geschaffen werden, 
um die notwendigen Investitionen in Erzie- 
hung und Bildung zu tätigen. Und wir wol- 
len, dass alle Menschen sich darauf verlas- 
sen können, im Alter oder im Krankheitsfall 
die Hilfe der Gemeinschaft zu erfahren. 

Damit soziale Sicherheit gewährleistet 
werden kann, müssen die Voraussetzungen 
dafür neu geschaffen werden. Deshalb müs- 
sen wir mit vereinten Kräften dafür sorgen, 
dass alle Menschen teilhaben können an Ar- 
beit und Wohlstand. Als beides noch gege- 
ben schien, wurde Gerechtigkeit häufig ge- 
nug allein und ausschließlich als verteilungs- 
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politische Frage verstanden. Heute müssen 
wir wieder lernen, dass die Hilfe für Bedürf- 
tige nur in dem Maße sichergestellt werden 
kann, wie wirtschaftliches Wachstum dafür 
sorgt, staatliche Unterstützung auf dem We- 
ge der Umverteilung bezahlen zu können. 

Wenn es gelingt, in Deutschland aus Ar- 
beitslosen wieder Beschäftigte zu machen, 
wenn wir gar das Ziel der Vollbeschäftigung 
wieder in den Blick nehmen, gibt es am En- 
de dieses Weges in unserer Gesellschaft nur 
Gewinner: Die Arbeitslosen, dieendlich wie- 
der in Arbeit kommen, die Alten und die Jun- 
gen, weil unsere sozialen Sicherungssysteme 
wetterfest gemacht werden, die Arbeitneh- 
mer, weil die auf jedem Arbeitseinkommen 
liegenden Lasten auf weit mehr Schultern 
verteilt werden, die wirklich Bedürftigen, 
weil sie sich auf die Hilfe der Gemeinschaft 
verlassen können, die Rentner, weil ihre Ein- 
kommen nicht mehr nach Kassenlage des 
Bundes bemessen werden, die kranken Men- 
schen, weil sich sicher sein können, nur im 
Rahmen ihrer Leistungskraft an den Kosten 
ihrer Versorgung beteiligt zu werden. 

IV. 

Viele Jahrzehnte hindurch haben die Sy- 
steme der sozialen Sicherheit den Menschen 
in Deutschland hervorragend gedient. Sie 
haben verlässliche Sicherheit bei Arbeitslo- 
sigkeit, Unfällen, Pflegebedürftigkeit, 
Krankheit und im Alter geboten. Heute sind 
die sozialen Sicherungssysteme in einer 
Notlage. Jeder weiß: Mit kleinen Reparatu- 
ren am bestehenden System ist es nicht ge- 
tan. Wir brauchen eine grundlegende Kur- 
skorrektur in den sozialen Sicherungssyste- 
men. Die Kurskorrektur gelingt nur, wenn 
wir den großen Herausforderungen des neu- 
en Jahrhunderts gerecht werden: dem Über- 

gang von der Industrie- zur Wissensgesell- 
schaft, der Globalisierung und der Bevölke- 
rungsentwicklung. 

Wissensgesellschaft: An die Stelle weit- 
gehend standardisierter und stabiler Arbeits- 
und Lebenswelten, in denen die Menschen 
ihren Ort eher vorfanden als selbst wählten, 
treten neue und höchst individuelle Arbeits- 
und Lebensmuster. Sie bieten dem Einzel- 
nen ein nie dagewesenes Maß an Freiheit und 
Selbstbestimmung. Sie verlangen vom Ein- 
zelnen aber auch ein nie dagewesenes Maß 
an   Beweglichkeit,   Neugier,   Lernbereit- 
schaft und Verantwortung sich selbst und an- 
dern gegenüber. Damit die neue Freiheit für 
alle Nutzen bringt und Früchte trägt, dürfen 
wir sie nicht in überlebten industriegesell- 
schaftlichen Strukturen fesseln, in der Ar- 
beitswelt nicht und in der Lebenswelt nicht. 

Globalisierung: An die Stelle geschützter 
Märkte ist der weltweite Wettbewerb getre- 
ten. Der globale Markt bietet neue Chancen, 
den Wohlstand aller zu mehren: bei uns, aber 
auch in den armen Ländern. Wir können die- 
se Chancen nur nutzen, wenn deutsche Pro- 
dukte und Dienstleistungen wettbewerbs- 
fähig bleiben und nicht unter der Last hoher 
Lohnnebenkosten ihre Wettbewerbsvorteile 
verlieren  — mit  schlimmen  Folgen  für 
Wachstum und Beschäftigung. 

Bevölkerungsentwicklung: Unsere so- 
zialen Sicherungssysteme in ihrer bisheri- 
gen Form beruhen auf einem zahlenmäßig 
annähernd ausgeglichen Verhältnis zwi- 
schen Alten und Jungen. Das ist nicht mehr 
gegeben. Die Bevölkerung in Europa, und 
vor allem in Deutschland, geht massiv 
zurück. Immer weniger jungen und er- 
werbsfähigen Menschen stehen immer mehr 
ältere Menschen gegenüber. Gleichzeitig 
steigt die Lebenserwartung dank unseres 
Wohlstandes und des medizinischen Fort- 
schrittes weiter an. 
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Wir können die Chance zu einem langen 
und aktiven Leben in Wohlstand und Si- 
cherheit für alle nutzen: Wenn mehr Men- 
schen am Erwerbsleben teilnehmen, wenn 
wir alle länger arbeiten, wenn wir die Wert- 
schöpfungsmöglichkeiten der Wissensge- 
sellschaft nutzen und wenn wir mehr Eigen- 
vorsorge für die großen Lebensrisiken und 
das Alter treffen. 

Deutschland und Europa werden in der 
neuen Weltordnung ihre Aufgaben stark und 
selbstbewusst erfüllen, wenn sie zu Hause 
wirtschaftlich und sozial stark sind. Neue 
Realitäten erfordern eine andere Politik; 
nicht weil unsere Werte nicht mehr taugen, 
sondern weil die Welt sich geändert hat. Wir 
müssen unsere von den Grundwerten Frei- 
heit, Gerechtigkeit und Solidarität bestimm- 
te Politik weiter entwickeln und auf neue 
Sachverhalte ausdehnen. Nur dann behalten 
unsere Grundwerte ihre Strahlkraft, für uns 
selbst und für andere. 

V. 
Die CDU ist die Partei der Freiheit. 

Demokratie und Marktwirtschaft haben 
sich gegen Kollektivismus und Staatswirt- 
schaft durchgesetzt. Die CDU hat zu diesem 
Erfolg entscheidend beigetragen. Demokra- 
tie und Soziale Marktwirtschaft sind nur le- 
bendig, wenn die Menschen sich frei entfal- 
ten, aus ihren Talenten Chancen für sich und 
andere machen und so mit ihrem persönli- 
chen Erfolg den gemeinsamen Erfolg aller 
vorantreiben. Die Rahmenbedingungen, un- 
ter denen die Menschen leben und arbeiten, 
müssen die freie Entfaltung fördern. Sie dür- 
fen kein Hemmnis werden. 

In der globalisierten Wissensgesellschaft 
stellt der Grundwert der Freiheit andere und 
neue Anforderungen an die Politik der CDU. 

Es geht darum, dass die Chancen für alle ver- 
bessert werden, etwas aus ihrem Leben zu 
machen, einen Beitrag zum wirtschaftlichen 
und sozialen Erfolg zu leisten, und für sich 
und mit anderen etwas zu unternehmen. 

Wir brauchen eine neue Balance zwi- 
schen staatlicher Regulierung und persönli- 
chem Freiheitsspielraum. Die Balance, die 
in der Industriegesellschaft gefunden wurde, 
passt nicht mehr. 

Freiheit zur Arbeit: Wir müssen dafür sor- 
gen, dass alle, die ohne Arbeit sind und ar- 
beiten wollen, wieder die Freiheit haben, 
selbst für sich und ihre Familien zu sorgen. 
Arbeit für alle ist vorhanden. Vollbeschäf- 
tigung ist möglich. Es ist eine nicht vertret- 
bare Einschränkung von Freiheit, wenn wir 
Arbeit so teuer machen, dass Millionen 
Menschen vom Arbeitsmarkt ausgesperrt 
werden. 

Freiheit zur Familie und zu Kindern: Wir 
müssen dafür sorgen, dass junge Frauen 
und Männer frei sind, Beruf und Familie 
miteinander zu vereinbaren, wenn sie es 
wollen. Es ist eine nicht vertretbare Ein- 
schränkung von Freiheit, wenn wir weiter 
zulassen, dass für immer mehr junge Men- 
schen die Freiheit, Kinder zu haben, und die 
Freiheit, einen Beruf zu ergreifen, nicht 
vereinbar sind. 

Freiheit, etwas zu unternehmen: Wir 
müssen dafür sorgen, dass Selbständige, 
Handwerker und Unternehmer frei bleiben, 
marktkonforme Entscheidungen zu treffen, 
die Entdeckungsfunktion des Marktes zu 
nutzen und Wettbewerbsvorteile zu ergrei- 
fen. Es ist eine nicht vertretbare Einschrän- 
kung von Freiheit, wenn wir sie durch büro- 
kratische Fesseln und wettbewerbsschädli- 
che Steuer- und Abgabelasten hindern, in 
Deutschland wieder mehr zu unternehmen 
und Werte zu schaffen, die allen zugute 
kommen. 
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VI. 
Die CDU ist die Partei der 

Gerechtigkeit. 

Wir wollen auch in Zukunft soziale Si- 
cherheit für alle. Deshalb wollen wir eine So- 
zialpolitik, die soziale Ordnungspolitik ist. 
Durch sozialeOrdnungspolitikwollenwirdie 
dauerhafte Absicherung großer Lebensrisi- 
ken gewährleisten. Wir wollen Eigenverant- 
wortung und Eigenvorsorge stärken. Wir 
wollen die Finanzierung der sozialen Siche- 
rungssysteme durch eine stetig aufwachsen- 
de Kapitaldeckung ergänzen. Wirwollen dem 
Wettbewerb wo immer möglich Geltung ver- 
schaffen. 

Zur Gerechtigkeit gehört auch Verläss- 
lichkeit. Sie ist die Voraussetzung für Ver- 
trauen in die Politik. 
• Leistungsgerechtigkeit: Wenn vom Bür- 
ger künftig mehr Zukunftsvorsorge und Ei- 
genleistung erwartet wird, dann muss er sich 
darauf verlassen können, dass dahinter ein 
politisches Konzept steckt, das die sozialen 
Sicherungssysteme dauerhaft verlässlich 
macht. Keine Leistung ohne Gegenleistung, 
keine Abzocke des Bürgers, sondern ein 
Mehr an Wohlstand und Sicherheit - das ist 
moderne Gerechtigkeit. 

Beteiligungsgerechtigkeit: Die soziale Fra- 
ge der Industriegesellschaft lautete: Wie ver- 
hindern wir die Ausbeutung der arbeitenden 
Menschen? Dafür haben Staat, Wirtschaft 
und Gesellschaft eindrucksvolle Antworten 
entwickelt: Mitbestimmung, Betriebsverfas- 
sung, Tarif autonomie. - Heute kommt es dar- 
auf an, die Möglichkeiten der Selbstbestim- 
mung und Selbstorganisation zu erweitern. 
Damit davon nicht nur die Starken profitieren, 
müssen neue Antworten auf die Fragen ge- 
funden werden: Wie verhindern wir die Aus- 
grenzung von Menschen: von Alten, von Ar- 

^ 

beitslosen, von Behinderten, von Kindern, 
von Geringqualifizierten. Nach unserer Auf- 
fassung entspricht es nicht der Würde des 
Menschen, sie einfach auf mehr oder weniger 
hohem Niveau zu alimentieren, sie abzu- 
schreiben oder nichts mehr von ihnen zu er- 
warten. Jeder Mensch hat Fähigkeiten, jeder 
will und soll dazugehörenjederhatdas Recht 
auf Anerkennung. Das erfordert das Gebot 
der Beteiligungsgerechtigkeit. 

Deshalb ist es gerecht, wenn wir durch die 
Reform der Sozialsysteme dafür sorgen, 
dass wieder mehr staatlicher und privater 
Handlungsspielraum und auch wieder mehr 
Anreiz zur sozialen Initiative, zur Förderung 
von Teilhabe, zur Nachfrage nach Arbeit und 
bürgerschaftlichem Engagement entstehen. 
Deshalb ist es gerecht, wenn wir verhindern 
wollen, dass sich eine Kultur der Abhängig- 
keit entwickelt. Deshalb ist es gerecht, wenn 
wir den Weg einer aktivierenden Sozial- und 
Arbeitsmarktpolitik einschlagen, statt Men- 
schen in Armutsfallen und Arbeitslosigkeit 
festzuhalten. 

Befähigungsgerechtigkeit: Gerecht ist, 
was Menschen befähigt, für sich selbst sor- 
gen und für sich geradestehen zu können. 
Unsere Aufgabe heute ist es, durch Befähi- 
gung zur Teilhabe an der Erarbeitung von 
Wohlstand die Voraussetzungen dafür zu 
schaffen, dass auch in Zukunft die gebotene 
Hilfe für Schwache gewährleistet ist. Es ist 
gerecht, dass alle Menschen teilhaben kön- 
nen an Arbeit und Wohlstand. Hier liegt auch 
der Grund dafür, dass Familie, Erziehung 
und Bildung unentbehrlicher Teil der Ge- 
rechtigkeitsfrage unserer Gesellschaft sind. 
Politik nähert sich dem Anspruch der Ge- 
rechtigkeit, wenn sie den Menschen einen 
Weg weist, durch ihren persönlichen Einsatz 
nicht nur für sich selbst etwas zu tun, sondern 
zugleich auch einen Beitrag zur gegenseiti- 
gen Besserstellung leisten zu können. 
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• Bildungsgerechtigkeit: In Zukunft wer- 
den sich Fragen der Gerechtigkeit, der Be- 
teiligung und des Zugangs nicht mehr in er- 
ster Linie? in der Sozialpolitik und ihren Ein- 
richtungen, sondern im Bildungswesen und 
seinen Einrichtungen entscheiden. Armut 
beginnt heute vor allem als Bildungsarmut. 
Das ist die andere, mindestens ebenso wich- 
tige Dimension der Erneuerung von Wirt- 
schaft und Gesellschaft. Wenn diese Er- 
neuerung nicht gelingt, bleiben alle An- 
strengungen beim Sparen, Kürzen oder De- 
regulieren vergebens. Die Zukunft des 
Landes entscheidet sich nicht in den Arbeits- 
und Sozialämtern, so wichtig diese sind, son- 
dern in den Kindergärten und Schulen, in den 
Labors und Universitäten. Ist das noch sozi- 
al? ist eine legitime und notwendige Frage. 
Sie bleibt in Zukunft so wichtig wie in der 
Vergangenheit. Sie lässt sich aber nur rich- 
tig beantworten, wenn die Frage: Was macht 
unser Land fit für die Zukunft? Richtig be- 
antwortet wird. Nur wenn das gelingt, kann 
der Sozialstaat auf einem hohen Niveau er- 
halten bleiben. Deshalb ist es gerecht, wenn 
wir durch Sozialreformen eine wirtschaftli- 
che Dynamik in Gang setzen, die Mittel frei- 
setzt, viel mehr als bisher für die Bildungs- 
einrichtungen des Landes zu tun. 
• Generationengerechtigkeit: Die alte Ge- 
rechtigkeitspolitik war auf die Gegenwart 
und auf eine horizontale Umverteilung kon- 
zentriert. Dies führt in Zukunft zu einer im- 
mer stärkeren Belastung der kommenden 
Generationen. Für die CDU muss sich jede 
Sozial- und Rentenpolitik auch an dem Ge- 
bot der Generationengerechtigkeit messen 
lassen. Deshalb ist es gerecht, das Umla- 
gesystem der sozialen Sicherung wo immer 
möglich durch ein kapitalstockgestütztes 
System zu ergänzen. Denn nur so lässt sich 
verhindern, dass die zunehmenden Kosten 
der sozialen Sicherheit für die heute Jungen 

und Erwerbstätigen schon bald zu einer un- 
erträglichen Belastung werden. 
• Verteilungsgerechtigkeit: Auch in Zu- 
kunft erfordert der Grundwert der Gerech- 
tigkeit, dass es eine Umverteilung gibt von 
den Starken zu den Schwachen, von den Rei- 
chen zu den Armen, von den Gesunden zu 
den Kranken, aber auch eine Umverteilung 
vor allem zu den Familien und in die Bil- 
dung. Ohne jede Form der Umverteilung ist 
auch in Zukunft eine Politik der Gerechtig- 
keit nicht denkbar. Eine Politik aber, die auf 
Umverteilung fixiert bleibt und nicht vor al- 
lem auf Wachstum setzt, die den Kuchen 
„gerecht" verteilt, aber nicht dafür sorgt, 
dass er größer wird, untergräbt ihre eigenen 
Fundamente. 

Deshalb ist es gerecht, alle Anstrengun- 
gen zu unternehmen, um einen weiteren An- 
stieg der Lohnnebenkosten mit seinen 
schlimmen Folgen für Wachstum und Be- 
schäftigung zu verhindern. Der Ort für die 
Verteilungsgerechtigkeit ist grundsätzlich 
das Steuersystem. So ist gewährleistet, dass 
alle ihrer Leistungskraft entsprechend einen 
Beitrag leisten. 

Die CDU lässt sich von einem umfassen- 
den Gerechtigkeitsbegriff inspirieren, wie er 
insbesondere im Sozialwort der Kirchen 
vorgedacht worden ist, und es zieht daraus 
die notwendigen Konsequenzen. 

VII. 
Die CDU ist die Partei der Solidarität. 

Solidarität als sozialer Zusammenhang 
und Zusammenhalt der Verschiedenen und 
auch der untereinander Uneinigen ist gerade 
für die künftige Gesellschaft eine unent- 
behrliche Voraussetzung für den sozialen 
und wirtschaftlichen Erfolg. Solidarität 
meint die Bereitschaft, einander zu helfen 
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und füreinander einzustehen: die Bereit- 
schaft der Alten, den Jungen, und der Jun- 
gen, den Alten zu helfen, die Bereitschaft der 
Kinderlosen, den Familien zu helfen, die Be- 
reitschaft der Gesunden, den Kranken und 
Pflegebedürftigen zu helfen, die Bereit- 
schaft der Arbeitenden, den Arbeitslosen zu 
helfen, die Bereitschaft den Neuen Ländern 
zu helfen. Solidarität kann sich nicht in einer 
staatlichen Schutzpolitik für die „kleinen 
Leute" erschöpfen. Man hilft den Schwa- 
chen nicht, indem man die Starken schwächt. 
Solidarität ist keine Einbahnstraße. Damit 
die Bereitschaft zur Solidarität in der Ge- 
sellschaft wächst und nicht abnimmt, muss 
sie nach dem Prinzip der Gegenseitigkeit or- 
ganisiert werden. Jeder, der in Not ist, hat 
Anspruch auf die Hilfe der Gemeinschaft. 
Jeder, der kann, hat etwas zurück zu geben. 

Für uns ist Solidarität kein Wert, dessen 
Befolgung der Einzelne an den Staat abtre- 
ten kann. Eine Gesellschaft, die dem Staat 
die Wahrung der Solidarität überlässt, wird 
eine kalte und zuletzt unsolidarische Gesell- 
schaft. Solidarität verlangt nach Nähe und 
Teilnahme. Weil Solidarität für uns ein 
Grundwert ist, wollen wir auch Subsi- 
diarität: Der Einzelne und kleinere Gemein- 
schaften sollen das leisten, was sie zu leisten 
vermögen. Es soll ihnen nicht abgenommen 
werden. Die größeren Gemeinschaften sol- 
len sie dabei unterstützen und darüber hin- 
aus das leisten, was Einzelne und kleine Ge- 
meinschaften nicht können. 

Deshalb folgen wir unserem Grundwert 
der Solidarität, wenn wir auf die Bereitschaft 
des Einzelnen setzen, durch Eigenvorsorge 
mehr als bisher für die Absicherung der 
großen Lebensrisiken zu tun und die Ge- 
meinschaft dadurch ein Stück weit zu entla- 
sten — für mehr Beschäftigung, mehr 
Wachstum, mehr Wohlstand, mehr Sicher- 

heit für alle. 

VIII. 

Die CDU schreibt das deutsche, das eu- 
ropäische Modell der Sozialen Marktwirt- 
schaft in die Zukunft hinein fort. 

Das europäische Modell hat sich bisher in 
all seiner Vielfalt, auch und gerade in seiner 
deutschen Variante, dadurch ausgezeichnet, 
dass es immer drei Ziele gemeinsam im Au- 
ge hatte und zu optimieren versuchte: per- 
sönliche und politische Freiheit, wirtschaft- 
liche Dynamik und sozialer Zusammenhalt. 
Nirgendwo sonst ist die Integration dieser 
Ziele so gut gelungen. 

Die CDU ist stolz auf dieses Modell. Es ist 
ihreinhohesGut,dassienichtpreisgebenwird. 
Sie ist und bleibt die Partei der Sozialen Markt- 
wirtschaft. Sie hat sie mit Ludwig Erhard vor 
über fünfzig Jahren gegen Widerstand durch- 
gesetzt. Der Erfolg hat ihr Recht gegeben. Jetzt 
geht sie daran, die Soziale Marktwirtschaft zu 
erneuern, um ihren Geist zu bewahren. 

Arbeit und Wohlstand für alle: Das ist die 
Verheißung der Sozialen Marktwirtschaft. 
Die CDU will diese Verheißung in einer ver- 
änderten Wirklichkeit einlösen. 

Die CDU ist nicht die Partei der Verzag- 
ten. Sie unterwirft sich nicht dem Mangel. 
Sie sucht nicht in Verzicht und Abbau die 
Lösung für die heutigen Probleme. 

Wir werden die Weichen so stellen, dass 
nach einer Zeit des Übergangs mehr Men- 
schen bessere Chancen haben als jetzt. 

Wir werden die Weichen so stellen, dass 
Deutschland in den nächsten zehn Jahren in 
Europa und der Welt wieder ganz nach vor- 
ne kommt: 
• dass die Wirtschaft wieder Fahrt auf- 
nimmt und das Bruttoinlandsprodukt (BIP) 
wieder deutlich wächst: Es gibt keinen 
Grund, warum die meisten Länder Europas 
wirtschaftlich erfolgreicher sind. 
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• dass Arbeit für alle in greifbare Nähe 
rückt: Warum sollen nur andere Länder die 
Arbeitslosigkeit in zehn Jahren um rund 
zehn Prozent senken und so nahezu Vollbe- 
schäftigung erreichen können? 
• dass das deutsche Bildungs- und Hoch- 
schulwesen wieder zu einem Markenzei- 
chen und attraktiv in aller Welt wird - und 
nicht nur eine ferne Erinnerung an bessere 
Zeiten. 

Wir werden die Weichen so stellen, dass 
Deutschland wieder ein erfolgreiches Land 
wird. 

Wir haben den Ehrgeiz, Deutschland in 
zehn Jahren wieder ganz nach vorne zu brin- 
gen: unter die drei besten Nationen Europas. 

Gemeinsam und in einer nationalen 
Kraftanstrengung werden wir das schaffen. 

Die Weckung der Wachstumskräfte, der 
dynamische Durchbruch nach vorn, die 
Mehrung des Sozialprodukts: das ist der An- 
spruch und der Auftrag der CDU als der Par- 
tei der Sozialen Marktwirtschaft. So schaf- 
fen wir Arbeit, Wohlstand und soziale Si- 
cherheit für alle im 21. Jahrhundert. 

A. Sozialpolitische Konsequenzen 
des demographischen Wandels 

1. Der Explosion der Weltbevölkerung 
steht eine Implosion der Bevölkerung in fast 
allen Staaten Europas gegenüber. Während 
die Bevölkerung global wächst, ist in Euro- 
pa und vor allem in Deutschland mit einem 
massiven Rückgang der Bevölkerungszah- 
len zu rechnen. Gleichzeitig altert die Be- 
völkerung einerseits dank des medizini- 
schen Fortschritts, des gesundheitsbewus- 
steren Verhaltens der Menschen und des ins- 
gesamt gestiegenen Wohlstandes mit 
wachsender Geschwindigkeit, andererseits 
aber auch durch das Absinken der Gebur- 

tenraten unter das bestandserhaltende Ni- 
veau. Seit den 70er Jahren des 20. Jahrhun- 
derts ist jede Kindergeneration etwa ein Drit- 
tel kleiner gewesen als die Elterngeneration. 
Das Verhältnis von jungen zu alten Men- 
schen wird sich in den kommenden Jahr- 
zehnten erheblich verändern. Die Alterspy- 
ramide, die den Aufbau der Bevölkerung 
nach Lebensaltersgruppen abbildet, wird auf 
den Kopf gestellt werden. 

• Sinkende Geburtenrate 
2. Die Geburtenrate in Deutschland ist von 

4.500 Lebendgeborenen je 1.000 Frauen im 
Jahr 1880 auf gegenwärtig 1.340 Lebendge- 
borene je 1.000 Frauen abgesunken. Sie 
gehört damit heute zu den niedrigsten welt- 
weit. In Deutschland gibt es immer weniger 
Familien mit mehreren Kindern und immer 
mehr Männer und Frauen ohne Kinder. Zur 
Erhaltung des Bevölkerungsbestandes wäre 
eine Geburtenrate von etwa 2.100 Lebend- 
geborenen je 1.000 Frauen erforderlich. 

Abnehmende Bevölkerungszahl 
3. Die Zahl der in Deutschland lebenden 

Menschen wird in den nächsten Jahrzehnten 
als Folge der gesunkenen Geburtenrate deut- 
lich abnehmen. Geht man von einer Netto- 
Zuwanderung pro Jahr von 100.000 Men- 
schen aus, dann sinkt die Bevölkerungszahl 
von heute 82,5 Mio. auf 78 Mio. im Jahr 2030 
und auf 68 Mio. im Jahr 2050. 

• Gestiegene Lebenserwartung 
4. Die Menschen in Deutschland werden 

erfreulicherweise immer älter. Anfang der 
60er Jahre lebte ein 60-jähriger Mann noch 
weitere 15,5 Jahre; eine 60-jährige Frau 
konnte mit noch 18,5 Lebensjahren rechnen. 
Im Jahr 2050 werden die 60-Jährigen noch 
23,7 (Männer) bzw. 28,2 Jahre (Frauen) im 
statistischen Mittel vor sich haben. In der 
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jüngeren Forschung geht man überdies da- 
von aus, dass sich die Lebenserwartung der 
Menschen in den nächsten Jahrzehnten noch 
günstiger entwickeln wird, als in den bishe- 
rigen Annahmen dargestellt. 

• Alternde Bevölkerung 
5. Für die Inanspruchnahme von Kranken- 

, Pflege- und Rentenversicherung hat der Al- 
tersquotient hohe Bedeutung, also das Ver- 
hältnis der Menschen, die 65 Jahre und älter 
sind, zu den 20- bis 64-Jährigen. Er beträgt 
heute 29,2, im Jahr 2030 liegt er (bei einer Net- 
to-Zuwanderung von 100.000 pro Jahr) bei 
50,1 und im Jahr 2050 wird er 59,4 ausma- 
chen. Dies bedeutet, dass ohne Reformen 
dann 100 Erwerbsfähigen etwa 60 Rentner 
gegenüberstehen. Bezogen auf die Zahl der 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten 
wird im Jahr 2050 einem aktiv im Berufsle- 
ben Stehenden fast ein Rentner in der gesetz- 
lichen Renten Versicherung gegenüberstehen. 

Veränderte Bevölkerungsstruktur 
6. Die sinkende Geburtenrate und die Zu- 

nahme der Lebenserwartung führen zu er- 
heblichen Verschiebungen zwischen den 
Altersgruppen. Die Zahl der 20-bis 65-Jähri- 

gen, also derjenigen, die gegenwärtig als „er- 
werbsfähig" bezeichnet werden, geht (bei ei- 

ner Nettozuwanderung von 100.000) von 
heute 52 Mio. auf 44 Mio. im Jahr 2030 und 
schließlich auf 37 Mio. im Jahr 2050 zurück. 
Im Gegenzug nimmt die Gruppe der Über- 
65-Jährigen von jetzt 13,7 Mio. auf 20,3 
Mio. im Jahr 2030 zu und wächst dann auf 
20,6 Mio. im Jahr 2050. 

• Auswirkungen der Demographie auf 
die sozialen Sicherungssysteme 
7. Die beschriebenen tiefgreifenden Ver- 

änderungen im Bevölkerungsaufbau der 
Bundesrepublik Deutschland haben zur Fol- 

ge, dass die demographischen Vorausset- 
zungen, unter denen die solidarischen Si- 
cherungssysteme konzipiert, eingeführt und 
über viele Jahre hinweg höchst erfolgreich 
praktiziert wurden, in den vor uns liegenden 
Jahrzehnten immer weniger gegeben sind. 
Dies muss Auswirkungen auf die Ausgestal- 
tung und Finanzierung der sozialen Siche- 
rungssysteme haben. 

In einer abnehmenden und alternden Be- 
völkerung steigen die Aufwendungen für 
Gesundheit, Pflege und Alter zwangsläufig 
stark an und mit ihnen die Beiträge. Die Bei- 
tragssätze der vier Sozialversicherungssy- 
steme werden ohne Reformen von derzeit 42 
Prozent bis zum Jahr 2030 auf 54 Prozent 
und bis zum Jahr 2050 auf 61 Prozent der 
Bruttolöhne und -gehälter steigen müssen. 

Überproportional wachsende Gesamt- 
ausgaben steigern den Druck auf die ohnehin 
bereits strapazierten Versicherungssysteme 
und lassen die Beitrags- und Steuersätze 
weiter steigen, wenn nicht durch geeignete 
Maßnahmen gegengesteuert wird. Zugleich 
sinkt ab etwa 2010 die Zahl der Erwerbstäti- 
gen und Beitragszahler, wodurch die Finan- 
zierungsprobleme weiter verschärft werden. 

Künftig wird in zunehmendem Ausmaß 
ein jüngerer, aber deutlich abnehmender Teil 
der Bevölkerung für die Alters-, Gesundheits- 
und Pflegekosten eines älteren, aber deutlich 
anwachsenden Teiles der Bevölkerung auf- 
kommen müssen, wenn es bei der bisher üb- 
lichen Finanzierung dieser Kosten im Umla- 
geverfahren auf der Grundlage der Genera- 
tionensolidarität bleibt. Die demographische 
Entwicklung erfordert daher eine neue Aus- 
tarierung der Generationengerechtigkeit. 

Die Krankenversicherung hat grundsätz- 
lich für die Älteren mehr Leistungen zu er- 
bringen als für die Jüngeren. Die Nachfrage 
nach Gesundheitsleistungen wird also in den 
vorunsliegendenJahrzehntenstarkansteigen. 
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In der gesetzlichen Krankenversicherung 
gibt es sowohl ein Einnahme- wie auch ein 
Ausgabeproblem. Eine Abkehr von der aus- 
schließlichen Finanzierung der Krankheits- 
kosten über den Faktor Arbeit ist ebenso un- 
umgänglich, wie eine stärkere kapitalge- 
deckte Absicherung derGesundheitsrisiken. 

• Ausgleich des Bevölkerungsrückgangs 
durch Zuwanderung? 
8. In den zurückliegenden Jahrzehnten 

wurde der Rückgang der ansässigen Bevöl- 
kerung durch Zuwanderung weitgehend 
ausgeglichen und damit überdeckt. Wollte 
man aber die zu erwartende demographische 
Entwicklung - und hier insbesondere den 
Alterungsprozess - durch Zuwanderung 
kompensieren, würde dies die Grenzen der 
Aufnahmefähigkeit der Bundesrepublik 
Deutschland rasch übersteigen. 

Soll die Gesamtbevölkerungszahl stabil 
gehalten werden, müsste eine Nettozuwan- 
derung in Höhe von etwa 324.000 Personen 
pro Jahr erfolgen. Soll der Altersquotient sta- 
bil gehalten werden, wäre sogar eine jahres- 
durchschnittliche Nettozuwanderung von 
1,8 Mio. Menschen erforderlich. 

Hinzu kommt, dass Zuwanderung nur 
dann einen Beitrag zur Lösung der demo- 
graphiebedingten Probleme leisten kann, 
wenn sie in den nationalen Arbeitsmarkt 
stattfindet. Genau dies ist gegenwärtig nicht 
der Fall: Die Zuwanderung findet gegen- 
wärtig im Ergebnis weit überwiegend in die 
sozialen Sicherungssysteme statt. Obwohl 
die Zahl der Ausländer in Deutschland stark 
gestiegen ist, ist keine Zunahme der Zahl an 
Ausländern, die sozialversicherungspflich- 
tig beschäftigt sind, festzustellen. 

Schließlich dürfen die erheblichen Ko- 
sten der Integration nicht außer Acht gelas- 
sen werden. Diese sind nicht nur nach der 
Zahl der Nettozuwanderer, sondern nach der 

weit höheren Gesamtzahl der Zuwanderer zu 
bemessen. Sie umfassen bei erfolgreicher 
Integration nicht nur reine Verwaltungsauf- 
wendungen, sondern - individuell unter- 
schiedlich - eine Vielzahl weiterer Integra- 
tions- und anderer sozialer Maßnahmen. 

Deshalb kann Zuwanderung in einer reali- 
stischen Größenordnung allenfalls einen Bei- 
trag zur Abmilderung der Folgen der demo- 
graphischen Asymmetrie leisten; sie ist aber 
kein geeignetes Instrument, zurückgehende 
Geburtenraten auch nur annähernd dauerhaft 
auszugleichen. Im Übrigen ist zu bedenken, 
dass Zuwanderer erfahrungsgemäß ihre Ge- 
burtenraten in der Generationenfolge den 
Aufnahmegesellschaften anpassen. 

• Ausgleich des Bevölkerungsrückgangs 
durch Bevölkerungspolitik? 
9. Die CDU ist der Auffassung, dass Maß- 

nahmen der Familien- und Bevölkerungspo- 
litik langfristig dazu beitragen können, die 
demographische Stabilität wiederherzustel- 
len. Deshalb sollte diese Möglichkeit bei al- 
len politischen Entscheidungen mehr alsbis- 
her in Betracht gezogen werden. Hierzu ste- 
hen vor allem die Instrumente einer aktiven 
Familienpolitik zur Verfügung, um Anreize 
für eine Erhöhung der Geburtenrate in 
Deutschland zu setzen. Die Politik kann und 
muss sicherstellen, dass die Entscheidung 
für ein oder mehrere Kinder nicht zu erheb- 
lichen materiellen Benachteiligungen ge- 
genüber Paaren ohne Kinder führt. 

In diesem Sinne fordert die CDU für alle 
einschlägigen künftigen Gesetze eine Fami- 
lienverträglichkeitsprüfung. 

In diesem Zusammenhang vertritt die 
CDU die Auffassung, dass die Förderung von 
Ehe und Familie durch den Staat noch stärker 
auf eine Förderung von Familien mit minder- 
jährigen Kindern oder mit Kindern in Ausbil- 
dung abzielen muss. Der dringend notwendi- 
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ge Abbau der strukturellen Benachteiligung 
von Familien im Steuer- und Sozialsystem 
und die damit verstärkte Anerkennung von 
Erziehungsleistung müssen ergänzt werden 
durch Maßnahmen, durch die die Vereinbar- 
keit von Familie und Beruf deutlich erleich- 
tert wird. Es hat sich gezeigt, dass oft diejeni- 
gen Industriestaaten, die die großzügigsten 
Angebote zur Betreuung von Kindern ge- 
schaffen haben, die relativ höchsten Gebur- 
tenraten aufweisen. Anzustreben sind ver- 
besserte ganz- und halbtägige Betreuungsan- 
gebote, verlässliche Schulzeiten, flexible Ar- 
beitszeiten sowie ausreichende Möglich- 
keiten der Kinderbetreuung auch am Arbeits- 
platz. Gerade in den Neuen Ländern muss das 
hier erreichte Niveau erhalten bleiben. 

Derartige familienpolitische Fortschritte 
werden aber erst langfristig zu positiven 
Auswirkungen führen. Selbst bei einer-eher 
nicht anzunehmenden - Steigerung der Ge- 
burtenrate auf 2.100 Lebendgeborene je 
1.000 Frauen (die rechnerisch zur Erhal- 
tung der Stabilität der Gesamtbevölkerung 
notwendig wäre) würde die Bevölkerung in 
Deutschland zunächst weiter abnehmen, 
weil die Zahl der in das geburtsfähige Alter 
nachwachsenden Frauen geringer ist als in 
den Vorgängergenerationen. 

• Bessere Ausschöpfung des Potentials 
an Erwerbspersonen 
10. Die CDU sieht weder in einer nen- 

nenswerten Ausweitung der Zuwanderung 
nach Deutschland noch in Versuchen, direk- 
te bevölkerungspolitische Maßnahmen ein- 
zuleiten, ausreichende Instrumente, die Fol- 
gen der demographischen Asymmetrie in den 
nächsten drei Jahrzehnten auszugleichen. 

Arbeitsmarkt- und Gesellschaftspolitik 
müssen aber und können auch erhebliche 
Anstrengungen unternehmen, damit das 
künftig vorhandene Potential an Erwerbs- 

personen besser eingesetzt werden kann. 
Dazu gehört, dass die Erwerbsphase früher 
einsetzt und insgesamt länger andauert. Dies 
kann durch eine Verkürzung überlanger 
Erstausbildungszeiten sowie durch einen ge- 
genüber heute späteren Eintritt in den Ruhe- 
stand erreicht werden. Voraussetzung dafür 
sind eine verstärkte altersadäquate Ausge- 
staltung der Arbeitswelt, ein mehrphasiges 
lebens- und berufsbegleitendes Weiterbil- 
dungsangebot, eine veränderte betriebliche 
Personalpolitik sowie die Beseitigung aller 
Anreize zurFrühverrentung. 

Darüber hinaus müssen mehr Möglichkei- 
ten genutzt werden, die Frauenerwerbsquote 
auszuweiten, so dass für den Arbeitsmarkt zu- 
sätzliche Arbeitskräfte gewonnen werden. 
Auch dieses Ziel wird nur zufrieden stellend 
erreicht werden können, wenn ausreichend 
praktikable und finanziell attraktive Bedin- 
gungen für die Vereinbarkeit von Familien- 
und Erwerbsarbeit zur Verfügung stehen. 

• Wirtschaftliches Wachstum als 
Grundvoraussetzung 
11. Die CDU hat ihren Berechnungen 

eher vorsichtige Annahmen zugrunde ge- 
legt. So wurde z.B. das reale Produktivitäts- 
wachstum mit jährlich 1,25 Prozent ange- 
nommen. 

Die CDU weist gleichwohl auf den zen- 
tralen Zusammenhang hin, der zwischen der 
wirtschaftlichen Leistungskraft Deutsch- 
lands einerseits und der Notwendigkeit von 
Reformen der sozialen Sicherungssysteme 
andererseits besteht. Angesichts der ver- 
schärften demographischen Rahmenbedin- 
gungen ist es von höchster Bedeutung, dass 
Deutschland wieder zu einem starken wirt- 
schaftlichen Wachstum zurückfindet. Die 
dramatischen Konsequenzen einer sinken- 
den Bevölkerungszahl können über eine Zu- 
nahme an Produktivität von Arbeit und von 

UID Dokumentation 38/2003 • 21 



DOKUMENTATION 

Kapital durch mehr Innovation wenigstens 
abgemildert werden. Ein halber Prozent- 
punkt zusätzliches Produktivitätswachstum 
pro Jahr würde die Sozialsysteme im Jahr 
2030 um 4,2 Beitragssatzpunkte entlasten. 
Ein vergleichbarer Zusammenhang besteht 
zwischen Sozialkosten und Beschäftigung: 
Eine Halbierung der Arbeitslosigkeit auf ei- 
ne Quote von 5,0 zwischen 2010 und 2050 
hätte einen kumulierten Entlastungseffekt 
von 4,8 Beitragssatzpunkten im Jahr 2030. 

Die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit hat 
deshalb für die Sicherung der Sozialsysteme 
eine große Bedeutung. Sie kann aber die 
durch die demographische Entwicklung aus- 
gelösten Probleme nicht ausgleichen. 
Grundlegende Reformen der sozialen Si- 
cherungssysteme sind selbst bei großen Er- 
folgen in der Arbeitsmarktpolitik unum- 
gänglich. Eine Fortsetzung der unter der am- 
tierenden Bundesregierung eingetretenen 
katastrophalen Wachstums- und Beschäfti- 
gungsschwäche setzt die Sozialsysteme hin- 
gegen noch zusätzlich unter Druck und 
macht die nötigen Reformen für alle Betei- 
ligten noch schwerer erträglich. 

Demographiefestigkeit der Sozial- 
systeme erhöhen 
12. Eines der wesentlichen Probleme der 

heute bestehenden gesetzlichen Sozialversi- 
cherungssysteme ist ihre Ausgestaltung als 
reine Umlageverfahren, in denen alle Ein- 
nahmen sofort zur Deckung der Leistungs- 
ausgaben verwandt und keinerlei Rücklagen 
gebildet werden. Mit Ausnahme der nicht 
spezifisch demographieanfälligen Arbeits- 
losenversicherung sind alle anderen Sozial- 
versicherungszweige daher auf ein ausge- 
wogenes Verhältnis zwischen Beitragszah- 
lern und Leistungsempfängern angewiesen, 
das mit abnehmender und alternder Bevöl- 
kerung nicht mehr gegeben und auf abseh- 

bare Zeit auch nicht wieder herzustellen ist. 
Alternativ zur Umlage bietet sich bei der 

Alterssicherung, in der Pflegeversicherung 
und in der Krankenversicherung die Ein- 
führung bzw. Stärkung kapitalgedeckter 
Elemente an, die die im Lebensverlauf ab- 
sehbaren Risiken des Versicherten vorweg- 
nehmen und Beiträge wie Leistungsan- 
sprüche besser kalkulierbar halten. Die Ein- 
führung einzelner kapitalgedeckter Elemen- 
te und erst recht der Umstieg in ein 
kapitalgedecktes System ist schwierig und 
kurzfristig unmöglich. Über einen längeren 
Zeitraum verteilt, sind kapitalgedeckte Ele- 
mente aber durchaus zu implementieren, 
wenn begleitende Vorkehrungen für den so- 
zialen Ausgleich getroffen werden. 

Leitgedanke der CDU vor diesem Hinter- 
grund ist es, durch Reformen, die von einer 
differenzierten Weiterentwicklung bis hin zu 
qualitativen Systemveränderungen reichen, 
den deutschen Sozialstaat langfristig so de- 
mographiefest wie möglich zu machen. Ethi- 
sches Ziel eines neuen Generationenvertra- 
ges ist das Bewusstsein gegenseitiger Ver- 
antwortung in einem ausgewogenen Ver- 
hältnis von gesellschaftlicher Solidarleis- 
tung und persönlicher Eigenverantwortung. 
Diesem Leitgedanken sind allerdings da- 
durch Grenzen gesetzt, dass nur in einem Teil 
der sozialen Sicherungssysteme der Über- 
gang zur Kapitaldeckung möglich ist. 

B. Reform der Krankenversicherung 

13. Die gesetzliche Krankenversiche- 
rung stellt materiell eine qualitativ hochwer- 
tige und humane medizinische Versorgung 
zur Verfügung, die allen Versicherten zu- 
gute kommt. Aus Sicht der CDU muss auch 
künftig der Grundsatz Geltung haben: Was 
nach medizinischem Urteil notwendig ist, 
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muss im Rahmen der gesetzlichen Versiche- 
rungspflicht für alle Versicherten - unab- 
hängig von ihrem Alter, Geschlecht, Ge- 
sundheitszustand oder ihrer finanziellen 
Leistungsfähigkeit - erbracht werden. 

14. Angesichts der demographischen Ent- 
wicklung des medizinischen und medizin- 
technischen Fortschritts sowie der erhebli- 
chen UnWirtschaftlichkeit des deutschen Ge- 
sundheitswesens können die im Rahmen des 
Gesundheitskompromisses 2003 eingeleite- 
ten Maßnahmen nur für kurze Zeit sicherstel- 
len, dass der Problemdruck im System der ge- 
setzlichen Krankenversicherung vorläufig 
beherrschbar bleibt. Die CDU ist der Auffas- 
sung, dass nur ein Bündel unterschiedlicher, 
weit über den Gesundheitskompromiss 2003 
hinaus greifender, in ihren Wirkungen aber 
sorgfältig aufeinander abgestimmter Maß- 
nahmen zum Erfolg führen kann. 

15. Die CDU begrüßt, dass einige von ihr 
erwogene Reformmaßnahmen bereits im Ge- 
sundheitskompromiss 2003 berücksichtigt 
wurden. Die beitragssatzsenkende Wirkung 
dieser Maßnahmen wurde bei den Berechnun- 
gen berücksichtigt. Diese Vorhaben stellen er- 
ste Schritte in die richtige Richtung dar; weite- 
re tiefgreifende Reformen müssen folgen. 

- Folgen einer Entwicklung ohne 

Reformen 
16. Im Bereich der gesetzlichen Kran- 

kenversicherung werden in den kommenden 
Jahren die Ausgaben für Gesundheit drama- 
tisch ansteigen, wenn keine Reformen ein- 
geleitet werden. Dies wird auf der Ausga- 
benseite vor allem durch die zunehmende 
Alterung der Gesellschaft und durch den me- 
dizinisch-technologischen Fortschritt ver- 
dacht, aber auch durch unzureichenden 
Wettbewerb und mangelnde Transparenz. 

Auf der Finanzierungsseite bereiten ins- 
besondere die Veränderungen der Versi- 

chertenstruktur Probleme. Der Anteil der 
Rentenempfänger steigt dauerhaft. Überdies 
führen die stark verkürzten, unstetiger ge- 
wordenen Beschäftigungsbiographien so- 
wie die hohe Arbeitslosigkeit zu neuen Her- 
ausforderungen. 

Die Auswirkungen der demographischen 
Belastung werden vor allem ab dem Jahr 
2010 deutlich erkennbar. Ohne eine grund- 
legende Reform der gesetzlichen Kranken- 
versicherung würden die Beiträge von der- 
zeit über 14 Prozent durch die jetzige Reform 
nur kurzfristig abgesenkt, dann aber auf 20 
Prozent im Jahr 2030 sowie auf deutlich über 
20 Prozent in den Folgejahren ansteigen. 

Zielstellungen für eine Reform des 
Gesundheitswesens 
17. Aus Sicht der CDU sollte eine Reform 

der gesetzlichen Krankenversicherung von 
folgenden grundsätzlichen Zielstellungen 

ausgehen: 
m Der medizinische Fortschritt muss auch 
in Zukunft für die gesamte Gesellschaft zu- 
gänglich und finanzierbar sein. 
a Es muss auch künftig einen sozialen Aus- 
gleich zwischen gesunden und kranken 
Menschen, Beziehern höherer und niedriger 
Einkommen sowie zwischen Alleinstehen- 
den und Familien geben. 
• Die Reform muss darauf angelegt sein, 
die Eigenbeteiligung und Selbstverantwor- 
tung der Versicherten zu stärken. Das Ver- 
hältnis zwischen Solidarität und eigenver- 
antwortlicher Selbstbestimmung muss neu 
austariert werden. 
• Die freie Arzt- und Krankenhauswahl 
muss möglich bleiben. 
• Die Reform darf die Wachstumsdynamik 
des Gesundheitswesens nicht behindern. Sie 
muss damit auch einen Beitrag zur Entste- 
hung von mehr Arbeitsplätzen in diesem Be- 

reich leisten. 
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• Die Pluralität im Gesundheitswesen ist 
Ausdruck von individueller Freiheit. Refor- 
men im Gesundheitswesen müssen dem Er- 
halt dieser Pluralität verpflichtet sein. 
• Eine zukunftsorientierte Reform des 
deutschen Gesundheitswesens muss beim 
Wettbewerb ansetzen und mehr Transpa- 
renz, Effizienz, Eigenverantwortung, Qua- 
litätssicherung und Demographiefestigkeit 
erreichen. 

• Versichertenkreis 
18. Die CDU tritt dafür ein, dass die heu- 

te in der gesetzlichen Krankversicherung 
Versicherten zunächst dort versichert blei- 
ben. Weiteres regelt ein Gesetz. Sozialhilfe- 
empfänger müssen wie gesetzlich Versi- 
cherte behandelt werden. 

19. Die negativen Folgen des demogra- 
phischen Wandels für die gesetzliche Kran- 
kenversicherung können nicht durch eine 
Ausweitung des Versichertenkreises um 
weitere Personengruppen - wie etwa in den 
Modellen der so genannten „Bürgerversi- 
cherung" - aufgefangen werden. 

Durch eine solche Versicherung würde 
das Problem steigender Lohnnebenkosten 
nicht gelöst, sondern im Ergebnis noch ver- 
größert, weil die demographische Asymme- 
trie nicht mehr nur für den Teil der gesetzlich 
versicherten Bevölkerung zum Tragen kä- 
me, sondern auch für den Teil, der privat ver- 
sichert ist, und obendrein die Bindung der 
Beitragseinnahmen an Löhne und Gehälter 
weiter bestehen bliebe. 

Die Einbeziehung von Beamten und 
Selbständigen hätte rechtlich höchst proble- 
matische Auswirkungen auf die Vertrags- 
freiheit und die Betätigungsfreiheit der pri- 
vaten Krankenversicherung. Auch müssten 
die Altersrückstellungen der privaten Kran- 
kenversicherung durch die gesetzliche Kran- 
kenversicherung abgelöst werden. 

Die CDU lehnt eine „Bürgerversiche- 
rung" ab, die alle Bürger in eine gesetzliche 
Pflichtversicherung, sei es mit einkommens- 
abhängigen Beiträgen oder Prämien, zwingt- 

• Übergang zu einem Prämienmodell 
20. Die CDU tritt dafür ein, das heutige 

System der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung in ein kapitalgedecktes, einkommen- 
sunabhängiges und erheblich demographie- 
festeres System einer „Gesundheitsprämie" 
zu überführen. 

Die Gesundheitsprämie soll so schnell 
wie möglich nach einem Regierungswech- 
sel eingeführt werden. 

Durch die unverzügliche Umstellung auf 
ein Gesundheitsprämienmodell wird schnel- 
ler mehr Wettbewerb ermöglicht und über- 
dies erreicht, dass die im heutigen System un- 
zweifelhaft vorhandenen Fehlsteuerungen 
nicht noch auf längere Zeit fortbestehen. 

Die Gesundheitsprämie wird auf der Ba- 
sis heutiger Preise kalkuliert. Sie setzt sich 
für Erwachsene zusammen aus einem 
Grundbeitrag (180.- Euro) und einem Vor- 
sorgebeitrag (20.- Euro). Der Grundbeitrag 
sichert den Krankenkassen unveränderte 
Einnahmen, so dass der heutige Leistungs- 
katalog einschließlich Krankengeld sowie 
Zahnbehandlung finanziert und erhalten 
werden kann. Aus dem Vorsorgebeitrag 
wird eine kapitalgedeckte Altersrückstel- 
lung aufgebaut, die rechtlich durch die Bil- 
dung eines Sondervermögens so zu schützen 
ist, dass sie dem Zugriff des Staates entzo- 
gen und ihre ausschließliche Verwendung 
als Rückstellung zur Abfederung der Alter- 
sentwicklung sichergestellt ist. Diese Rück- 
stellung wird nach Umstellung versiche- 
rungsmathematisch individualisiert und in 
die Prämie eingerechnet. 

Damit sinken die Lohnnebenkosten er- 
heblich, Netto nähert sich Brutto an, und 
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Schwarzarbeit wird weniger attraktiv. 
Kinder bleiben für die Eltern weiterhin bei- 

togsfrei mitversichert, doch zahlt die Kinder- 
geldstelle für diese einen Beitrag in halber 
Höhe des Grundbeitrages (90.- Euro). Damit 
kommen alle Steuerzahlerund nicht nurdie ge- 
setzlich Versicherten für die Krankheitskosten 
der Kinder auf. Dadurch ist das Prämiensystem 
tamilienfreundlicher, weil Kinder im Steuer- 
system aufgrund der Kinderfreibeträge steuer- 
mindernd berücksichtigt werden, während das 
heutige GKV-System Beiträge unabhängig 
von der Kinderzahl erhebt. 

Der bisherige Arbeitgeberbeitrag zur 
Krankenversicherung wird bei 6,5 Prozent 
der Bruttolohn- und -gehaltssumme ge- 
rekelt und an die Arbeitnehmer ausgezahlt, 
so dass deren Einkommen um diesen Betrag 
steigen. Die CDU hält daran fest, dass der 
Arbeitgeberbeitrag - wie bisher - ein stän- 
diger Lohnbestandteil bleibt. Der ausge- 
?ahlte Arbeitgeberbeitrag wird besteuert. 

Versicherte mit niedrigem Gesamtein- 
kommen erhalten einen sozialen Ausgleich. 
öer Anspruch von Geringverdienern aufso- 
hlen Ausgleich ist in einem Leistungsge- 
setz zu regeln. Dieser Ausgleich soll auto- 
matisch zwischen Finanzamt und Kranken- 
yersicherung auf der Grundlage des jeweils 
gültigen Einkommensteuerbescheids ohne 
Vermögensanrechnung erfolgen. Maßge- 
bend wird damit in der Regel der Einkom- 
^ensteuerbescheid des vorletzten Kalen- 
derjahres sein. Durch den sozialen Aus- 
gleich über Steuern werden alle Steuerzahl- 
er nach ihrer Leistungsfähigkeit und nicht 
nur der Kreis der gesetzlich Versicherten zur 
Finanzierung dieser gesamtgesellschaftli- 
chen Aufgabe herangezogen. 

Durch die automatische Verrechnung der 
Prämie mit dem sozialen Ausgleich wird die 
Gesundheitsprämie für Geringverdiener - 
auch für Familienarbeit Leistende - im Er- 

gebnis einkommensabhängig und sozialver- 
träglich gestaltet. 

Um die Sozialverträglichkeit bei der Um- 
stellung zu garantieren, ist sicherzustellen, 
dass in einer Übergangsphase von vier Jah- 
ren - beginnend mit der Umstellung - kein 
Versicherter durch die Prämie unter Einbe- 
ziehung des als Lohnbestandteil ausgezahl- 
ten Arbeitgeberbeitrages effektiv höher be- 
lastet wird, als es unmittelbar vor der Um- 
stellung der Fall war. 

Die Grenze für den anteiligen Sozialaus- 
gleich würde nach derzeitigen Beitragssät- 
zen in der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung bei knapp 1.400 Euro für Alleinste- 
hende und 2.800 Euro für Verheiratete mit 
einem Verdienenden liegen. Versicherte 
mit höherem Einkommen zahlen schon heu- 
te höhere Beiträge als bei der Gesundheits- 
prämie. 

Auch nach der Übergangsphase müssen 
Geringverdiener langfristig und verlässlich 
gegen Überforderung geschützt werden, 
weil die Gesundheitsprämie und der Vorsor- 
gebeitrag als solche in ihrer Höhe unabhän- 
gig von der konkreten Einkommenssituati- 
on ist. Deshalb ist in dem Leistungsgesetz 
festzuschreiben, dass die Gesamtprämien- 
belastung eines Haushalts einschließlich des 
Vorsorgebeitrages die Grenze von 15 Pro- 
zent des Bruttogesamthaushaltseinkom- 
mens unter Einbeziehung des als Lohnbe- 
standteil ausgezahlten Arbeitgeberanteils 
nicht übersteigen darf. Damit wird auch für 
die Zukunft gewährleistet, dass die Gesund- 
heitsprämie unabhängig vom Einkommen 
für alle bezahlbar bleibt und jedermann Zu- 
gang zu einer bedarfsgerechten medizini- 

schen Versorgung hat. 
Die 15-Prozent-Grenze bedeutet gegen- 

über dem Status quo eine höhere Belastung. 
Eine solche nach oben hin begrenzte Mehr- 
belastung ist jedoch angesichts der auch in 
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einem Prämiensystem unabdingbaren mit- 
tel- und langfristigen Kostensteigerungen 
aufgrund des medizinisch-technischen Fort- 
schritts und der demographischen Gegeben- 
heiten notwendig und gerechtfertigt. Sie ist 
auch politisch vertretbar, weil die effektive 
Belastung des Einzelnen durch steigende 
Beitragssätze im bestehenden System auch 
steigen würde. 

Die Mittel der Kindergeldkasse, die für 
die Abdeckung der Gesundheitskosten von 
Kindern erforderlich werden, und die Mittel, 
die für den sozialen Ausgleich für Gering- 
verdienende benötigt werden, bedürfen ei- 
ner langfristigen Absicherung. 

Die Besteuerung des bisherigen Arbeit- 
geberanteils zur Krankenversicherung mit 
einem Steuerertrag zwischen 15 und 17Mrd. 
Euro reicht zur Gegenfinanzierung der aus 
dem Steueraufkommen zu erbringenden 
Prämienzahlungen für Kinder aus. 

Die darüber hinaus notwendigen Mittel 
für den sozialen Ausgleich an die Bezieher 
niedriger Einkommen sollen im Gegensatz 
zu heute von allen Steuerpflichtigen nach ih- 
rer Leistungsfähigkeit aufgebracht werden. 
Dies kann aus dem durch wirtschaftliche Dy- 
namik gestiegenen allgemeinen Einkom- 
mensteueraufkommen, durch Subventions- 
abbau oder eine Verzahnung mit der Großen 
Einkommensteuerreform erfolgen. 

Leistungsumfang: mehr Entschei- 
dungsfreiräume für die Versicherten 
21. Es ist Sache des Versicherten, aus den 

unterschiedlichen Angeboten der gesetzli- 
chen Krankenkassen das für ihn jeweils gün- 
stigste Leistungsangebot auszuwählen und 
durch Beiträge zu finanzieren. 

Durch diese Regelung wird der Wettbe- 
werb unter den gesetzlichen Krankenkassen 
gefördert. Die Krankenkassen müssen we- 
sentlich stärker als bisher wettbewerbsorien- 

tiert arbeiten und den Wünschen der Versi- 
cherten entsprechende unterschiedliche Tari- 
fe anbieten. Zugleich wird der Versicherte 
wesentlich stärker motiviert, das für ihn gün- 
stigste Versicherungsangebot zu finden und 
zu nutzen. 

Der Versicherte muss mehr Entschei- 
dungsfreiheit über seinen Krankenversiche- 
rungsschutz erhalten. Jeder Versicherte soll 
selbst darüber entscheiden können, ob er ei- 
nen Standard-Krankenversicherungsschutz 
erhalten, ob er gegen einen höheren Beitrag 
zusätzliche Leistungen finanzieren oder ob 
er durch eine höhere Selbstbeteiligung sei- 
nen Krankenkassenbeitrag reduzieren will- 

Auch in den vertraglichen Beziehungen 
zwischen Krankenkassen und Leistungser- 
bringern müssen starre Strukturen auf- 
gelockert werden, damit der Wettbewerb um 
Qualität und Wirtschaftlichkeit eine größe- 
re Chance erhält. Nur wenn verschiedene 
Versorgungsangebote und Behandlungsme- 
thoden miteinander konkurrieren, können 
sich die Patienten für die aus ihrer Sicht be- 
ste Versorgung entscheiden. Mehr Wettbe- 
werb führt zu einer besseren medizinischen 
Versorgung und zu einem sparsameren Um- 
gang mit den Beiträgen der Versicherten. 

• Mehr Transparenz 
22. Zur Kostendämpfung im Gesund- 

heitswesen kann auch beitragen, die Trans- 
parenz der Kosten und die Qualität von Ge- 
sundheitsleistungen deutlich zu erhöhen. 
Die CDU will über die fälschungssichere 
elektronische Gesundheitskarte hinaus auch 
die elektronische Patientenakte einführen. 
Auch soll künftig im ambulanten Bereich für 
alle Versicherten das Kostenerstattungs- 
prinzip der Regelfall und das Sachleistungs- 
prinzip der Ausnahmefall sein, um auch auf 
Seiten der Versicherten das Kostenbewusst- 
sein zu stärken. Mehr Transparenz ist zu- 
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gleich die beste Vorkehrung gegen den 
Missbrauch von Versichertenkarten und ge- 
gen Abrechnungsmanipulationen. 

• Prävention und Gesundheitsförderung 
23. Die CDU ist der Auffassung, dass der 

gesundheitlichen Prävention mehr Auf- 
merksamkeit geschenkt werden muss. 
Deutschland ist noch weit entfernt von einer 
gesellschaftlich fest verankerten und auf 
breiter Front praktizierten „Kultur der 
Prävention". Dies gilt nicht zuletzt im Hin- 
b|»ck auf die bewusst eingegangenen Ge- 
Sundheitsrisiken, die mit dem übermäßigen 
Genuss von Nikotin und Alkohol sowie mit 
mangelnder Bewegung verbunden sind. 
Konsequente Prävention führt zu einer spür- 
baren Dämpfung der Ausgabenentwicklung 
lrr> Gesundheitswesen. 

Die CDU strebt deshalb an, in die Prä- 
miengestaltung der gesetzlichen Kranken- 
versicherung auch Elemente der Beitrags- 
^ckerstattung einzubinden. Regelmäßige 
^orsorgemaßnahmen, die ständigen Effizi- 
enzprüfungen unterzogen werden müssen, 
s°Hen durch einen „Präventions-Bonus" be- 
lohnt werden. 

Die CDU fordert, die Prävention zu einer 
gleichberechtigten Säule neben der Kurati- 
°m Rehabilitation und Pflege auszubauen. 
Um dieses Ziel zu erreichen, müssen alle 
Ebenen - von den Gemeinden, den Ländern, 
dem Bund bis hin zu den Sozialversiche- 
rungsträgem - mit eingebunden werden. In 
dlesem Zusammenhang ist zu prüfen, ob ei- 
ne »Bundesstiftung Prävention" dem Anlie- 
gen förderlich ist. 

Abbau von Sonderregelungen 
24. Aus Gründen der sozialen Gerechtig- 

keit und unbeschadet des Alimentations- 
Pnnzips müssen auch Beamte, und andere 
Beihilfeberechtigte - z.B. Abgeordnete, Re- 

gierungsmitglieder und Bundespräsidenten 
- an den Kosten ihrer Gesundheitsversor- 
gung stärker beteiligt werden. Strukturver- 
änderungen in der gesetzlichen Krankenver- 
sicherung sind wirkungsgleich auf Beamte 
und andere Beihilfeberechtigte zu übertra- 
gen. So müssen z.B. aus der gesetzlichen 
Krankenversicherung ausgegliederte Lei- 
stungen auch von den oben genannten Grup- 
pen eigenverantwortlich versichert werden. 

m Mehr Wettbewerb im Gesundheitswesen 
25. Das Gesundheitswesen ist einer der 

dynamischsten und zukunftsträchtigsten 
Dienstleistungssektoren in Deutschland. Es 
kann jedoch kaum bestritten werden, dass in 
Deutschland Gesundheitsleistungen weder 
so wirtschaftlich erbracht werden, wie dies 
möglich wäre, noch so kostenbewusst in An- 
spruch genommen werden, wie dies geboten 

wäre. 
Im deutschen Gesundheitssystem ist der 

Wettbewerb auf Seiten der Anbieter wie auf 
Seiten der Kostenträger sehr stark einge- 
schränkt. Vorrangig muss der Wettbewerb 
im gesamten System deutlich verstärkt wer- 
den. Durch mehr Wettbewerb können die 
Qualität der Versorgung gesteigert und zu- 
sätzliche Effizienzpotentiale erschlossen 
werden. Dies gilt für die Anbieter von Ge- 
sundheitsdienstleistungen, aberauch fürden 
Wettbewerb der Kassen und Versicherun- 
gen untereinander, sowohl innerhalb der ge- 
setzlichen Krankenversicherung und der pri- 
vaten Krankenversicherung wie auch zwi- 
schen diesen beiden Systemen. Vor allem ist 
langfristig sicherzustellen, dass die ver- 
schiedenen Anbieter von Versicherungslei- 
stungen zu fairen Wettbewerbsbedingungen 
arbeiten können. Die Effekte solcher struk- 
tureller Maßnahmen sind zwar nicht exakt 
kalkulierbar, es kann aber kein begründeter 
Zweifel an ihrer Wirksamkeit bestehen. Da- 
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bei ist aus Sicht der CDU völlig klar, dass in 
einer Sozialen Marktwirtschaft der Wettbe- 
werb stets sozialen Zielsetzungen verpflich- 
tet bleiben muss. 

26. Die CDU will durch zielgerichtete 
Maßnahmen die Defizite bei der Versorgung 
der gesetzlich Versicherten mit dem Ziel be- 
seitigen, vorhandene Über-, Unter- und 
Fehlversorgungen im Bereich der GKV ab- 
zubauen. Dies kann am ehesten dadurch er- 
reicht werden, dass der Wettbewerb in allen 
Versorgungsbereichen durch eine weitge- 
hende Liberalisierung des Vertragssystems 
ausgeweitet wird. 

Besonders im ambulanten Bereich ist ei- 
ne flexiblere Vertragsgestaltung dringend zu 
empfehlen. Dabei sind auch die künftige 
Rolle der Kassenärztlichen Vereinigungen, 
die Ausgestaltung der fachärztlichen Ver- 
sorgung und die Verantwortlichkeit für den 
Sicherstellungsauftrag nach zeitgemäßen 
Erfordernissen präzise zu definieren und 
festzulegen. 

Die CDU strebt an, die Vergütung 
grundsätzlich auf Leistungskomplexe und 
Fallpauschalen auszurichten und sie über- 
dies stärker an Qualitätsmerkmalen zu ori- 
entieren. 

Eine flexiblere Vertragsgestaltung sollte 
auch im stationären Bereich erfolgen. Indi- 
viduelle Vertragsabschlüsse zwischen 
Krankenkassen und Krankenhäusern müs- 
sen künftig möglich sein. Aus Gründen der 
Vereinheitlichung und der Stärkung wettbe- 
werblicher Elemente bevorzugt die CDU ei- 
ne mittelfristig einheitliche Finanzierung al- 
ler Sektoren über Leistungsvergütungen. 

Die CDU sieht in der integrierten Versor- 
gung ein wichtiges Instrument, um die 
Schnittstellenprobleme zwischen der ambu- 
lanten sowie der stationären Versorgung und 
der Rehabilitation effektiv in den Griff zu be- 
kommen und Fehlallokationen erheblicher 

Finanzressourcen zu verhindern. Die inte- 
grierte Versorgung ist auf einzelvertragli' 
eher Grundlage weiter zu fördern. 

27. Die Marktmechanismen auf dem Arz- 
neimittelmarkt sind angesichts der dort an- 
zutreffenden starken Anbieterdominanz und 
des nur schwach ausgeprägten Wettbewerbs 
bei Herstellern und Händlern dringend re- 
formbedürftig. 

Nach der deutschen Steuersystematik 
werden Güter des Grundbedarfs, wie Le- 
bensmittel, Bücher und Zeitschriften, nur 
mit einem reduzierten Mehrwertsteuersatz 
belegt. Die CDU tritt dafür ein, auch das 
Grundbedarfsgut „Arzneimittel" nur mit 
einem reduzierten Mehrwertsteuersatz zu 
belasten und damit ein weiteres Einsparpo- 
tential im Gesundheitswesen zu nutzen- 
Gleiches soll auch für zahntechnischen 
Leistungen des Zahnersatzes weiterhin 
gelten. 

28. Darüber hinaus sind Maßnahmen zu 
ergreifen, um den Wettbewerb zwischen den 
einzelnen Krankenversicherungen und 
Krankenkassen im Interesse der Versicher- 
ten zu verbessern und zusätzliche Anreize 
zur Senkung der Verwaltungskosten zu 
setzen. 

Die CDU wird umfassend prüfen, wie 
nach einer Umstellung auf ein Prämienmo- 
dell der Risikostrukturausgleich entspre- 
chend den dann neuen Anforderungen aus- 
gestaltet werden kann. 

Im Bereich der privaten Krankenversi- 
cherung muss der Wettbewerb durch die 
Schaffung von Wechselmöglichkeiten ge- 
stärkt werden, um es dem Bestandskunden 
zu erleichtern, eine für ihn günstigere Versi- 
cherung zu wählen. Insbesondere ist sicher- 
zustellen, dass eine Mitnahme der Kapital- 
rückstellung möglich ist. Gleiches gilt für 
die GKV, wenn dort die Altersrückstellung 
individualisiert wird. 
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C. Reform der Pflegeversicherung 

29. In Deutschland leben derzeit etwa 1,9 
Millionen Menschen, die in unterschiedli- 
chem Ausmaß dauerhaft auf Pflege ange- 
lesen sind. Der weitaus größte Teil der 
Pflegebedürftigen Menschen wird von An- 
gehörigen betreut. Mit der Einführung der 
sozialen Pflegeversicherung im Jahr 1995 
wurde die letzte große Lücke im System der 
s°zialen Sicherung geschlossen und der für 
Pflegebedürftige wie für Angehörige un- 
würdige Zustand beendet, dass Pflegebe- 
dürftigkeit oft zur Sozialhilfebedürftigkeit 
führte. 

30. Zur Konzeption der Pflegeversiche- 
rung zählt der Grundsatz, dass die häusliche 
Pflege Vorrang vor der stationären Pflege 
haben muss. Ältere Menschen sollen so lan- 
ge wie möglich in ihrer vertrauten Umge- 
bung leben können. Dieser Grundsatz muss 
auch künftig ebenso Bestand haben wie das 
Prinzip, dass Maßnahmen der Prävention 
Und Rehabilitation Vorrang vorMaßnahmen 

der Pflege haben müssen. 
31. Durch die Pflegeversicherung wurde 

der weitaus größte Teil der auf ambulante 
Pflege angewiesenen Menschen von der So- 
z'alhilfe unabhängig; auch in der stationären 
Pflege entlastet die Pflegeversicherung die 
s°zialhilfe erheblich. Die CDU räumt die- 
sem Ziel auch künftig hohe Priorität ein. Die 
C&U lehnt strikt alle Überlegungen ab, die 
auf eine Reform der Pflegeversicherung zu 
Lasten der Sozialhilfe abzielen. 

Künftige Entwicklung ohne Reformen 
32. Die künftige Finanzierung der ge- 

setzlichen Pflegeversicherung ist gefährdet, 
weil der Anteil der Leistungsbezieher an den 
Beitragszahlern erheblich steigt und außer- 
dem die ambulante Pflege in der Familie al- 

lein aus demographischen Gründen nicht 
mehr im bisherigen Maße stattfinden kann. 

Die beschriebene Entwicklung würde oh- 
ne Reformen zu erheblichen Beitragssteige- 
rungen führen, selbst wenn man davon aus- 
geht, dass wegen der höheren Lebenserwar- 
tung die Pflegebedürftigkeit künftig in ei- 
nem höheren Alter als heute eintreten wird. 
Bei unverändertem Leistungskatalog wür- 
den die Beiträge zur gesetzlichen Pflegever- 
sicherung von heute 1,7 Beitragssatzpunk- 
ten auf 2,6 Beitragssatzpunkte im Jahr 2030 
ansteigen. Sollte es zu einer regelmäßigen 
Dynamisierung der Leistungen der Pflege- 
versicherung kommen, wären 2030 bereits 
3,9 Beitragssatzpunkte und 2050 sogar 5,8 
Beitragssatzpunkte aufzubringen. Dies ent- 
spräche einer Steigerung gegenüber heute 
auf das Dreieinhalbfache. 

• Versicherungspflicht 
33. Die Pflegeversicherung hat sich 

grundsätzlich bewährt. Gerade in einer Ge- 
sellschaft, in derder Anteil ältererMenschen 
immer größer wird und in der die Zahl der al- 
lein stehenden Menschen zunimmt, muss für 
den Fall der Pflegebedürftigkeit solide Vor- 
sorge getroffen werden. Eine umfassende 
Pflicht zur Absicherung des Risikos der Pfle- 
gebedürftigkeit ist auch in Zukunft unver- 

zichtbar. 

• Leistungsumfang 
34. Die CDU ist davon überzeugt, dass die 

gegenwärtig gewährten Leistungen der Pfle- 
geversicherung, die die Pflegekosten zu ei- 
nem erheblichen Anteil abdecken („Teilkas- 
ko"), notwendig sind und nicht ohne schwe- 
re Nachteile für pflegebedürftige Menschen 
und ihre Angehörigen zur Disposition ge- 
stellt werden können. Die Pflegeversiche- 
rung wird angesichts der steigenden Alte- 
rung der Gesellschaft und den damit ver- 
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bundenen Anstieg der Zahl der Demenz- 
kranken sowie auch angesichts der Zunahme 
allein stehender älterer Menschen künftig ei- 
ne eher noch wichtigere Rolle bei der Ver- 
sorgung der Bevölkerung mit Pflegedienst- 
leistungen spielen. 

Die CDU lehnt es strikt ab, eine Reform 
der Pflegeversicherung durch eine Absen- 
kung des Leistungsniveaus zu finanzieren. 
Sie ist vor allem in keiner Weise bereit, die 
Pflegestufe 1 künftig entfallen zu lassen. 
Leistungsminderungen in einer der Stufen 
der Pflegeversicherung führen in vielen Fäl- 
len zu Mehrbelastungen in einer anderen 
Leistungsgruppe der Pflegeversicherung, zu 
Mehrbelastungen in der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung oder zu Kostensteigerun- 
gen in der Sozialhilfe. 

Die CDU befürwortet es allerdings, dass 
der Zuschnitt der Pflegestufen unter Ge- 
sichtspunkten des medizinisch Gebotenen 
und des pflegerisch Zweckmäßigen regel- 
mäßig überprüft und gegebenenfalls überar- 
beitet wird. 

35. Die Pflegeversicherung gewährt ge- 
genwärtig in den Pflegestufen 1 und 2 im Fall 
der stationären Pflege deutlich höhere Zu- 
schüsse als bei der häuslichen Pflege. Diese 
Regelung kann dazu führen, dass Pflegebe- 
dürftige stationär versorgt werden, obwohl 
eine häusliche Pflege möglich wäre. Ein sol- 
cher Effekt widerspricht dem Grundsatz 
„ambulant vor stationär". Die CDU strebt 
daher an, die Spreizung zwischen den Lei- 
stungen für ambulante und für stationäre 
Pflege aufwandsneutral abzuflachen mit 
dem Ziel, die häusliche Pflege zu stärken und 
das Engagement der pflegenden Angehöri- 
gen besser zu würdigen. 

Die CDU wird die Einführung eines Pfle- 
gebudgets prüfen, das im ambulanten, teil- 
stationären oder stationären Bereich einge- 
setzt werden kann. Darüber hinaus wird im 

Zusammenhang mit der anstehenden Steu- 
erreform gründlich geprüft werden, ob und 
in welchem Umfang die steuerliche Ab- 
zugsfähigkeit haushaltsnaher Dienstleistun- 
gen auch auf den Pflegebereich ausgeweitet 
werden kann. 

36. Die CDU beobachtet mit Sorge den 
Missstand, dass der Grundsatz „Prävention 
und Rehabilitation haben Vorrang vor Pfle- 
ge" bisher nur sehr unzureichend verwirk- 
licht worden ist. In zahlreichen Fällen könn- 
te Pflegebedürftigkeit vermieden werden, 
wenn rechtzeitig gezielte Maßnahmen der 
Prävention und geriatrischen Rehabilitation 
ergriffen würden, die dem älteren Menschen 
die Fähigkeit erhalten oder zurückgeben, 
sein Leben weitgehend ohne fremde Hilfe zu 
führen. Die CDU wird umfassend prüfen, 
durch welche Maßnahmen die Organisation 
von Prävention und geriatrischer Rehabili- 
tation im Rahmen der integrierten Versor- 
gung verbessert werden kann. 

Dynamisierung der Leistungen 
37. Der Leistungskatalog der gesetzli- 

chen Pflegeversicherung ist seit 1995 nicht 
mehr der allgemeinen und der pflegespezifi- 
schen Kostenentwicklung angepasst wor- 
den. Dies hat zur Folge, dass bei Fortführung 
konstanter Pflegepauschalen der Wert der 
Pflegeleistungen bis zum Jahr 2050 auf die 
Hälfte des heutigen Niveaus schrumpft- 
wenn eine über die allgemeine Inflationsra- 
te hinaus gehende spezifische Kostensteige- 
rung für Pflegeleistungen von 1,5 Prozent im 
Jahr angenommen wird. Auch wenn die Lei- 
stungen der Pflegeversicherung nie als voll 
kostendeckend konzipiert waren, so be- 
trachtet die CDU eine solche Leistungsmin- 
derung auf die Hälfte als nicht hinnehmbar. 
Der Abstand zwischen den Leistungen der 
Pflegeversicherung und den tatsächlichen 
Pflegekosten    darf   nicht    kontinuierlich 
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größer werden und zu Mehrbelastungen der 
Versicherten, ihrer Angehörigen und der So- 
zialhilfe führen. 

Die CDU tritt dafür ein, die Leistungen der 
^flegeversicherung zu dynamisieren und in 
^stimmten Bereichen - vor allem zugunsten 
Demenzkranker - eine Ausweitung einge- 
hend zu prüfen. Ziel ist es, ein real konstan- 
tes Niveau der Pflegeleistung sicherzustellen 
und einen steigenden Zuzahlungsbedarf zu 
Lasten der Pflegebedürftigen, ihrer An- 
gehörigen und der Sozialhilfe zu verhindern. 

Versicherungsform: Überführung in 
kapitalgedecktes System 
38. Die CDU vertritt die Auffassung, dass 

die durch die Bevölkerungsentwicklung ent- 
gehenden Belastungen der Sozialsysteme 
nu-r dadurch aufgefangen werden können, 
dass - wo immer dies möglich und sinnvoll 
'st - das Umlageverfahren durch ein we- 
sentlich demographiefesteres kapitalge- 
decktes Verfahren ersetzt wird. 

Die CDU hat sich daher zum Ziel gesetzt, 
die Pflegeversicherung aus dem gegenwär- 
tigen Umlageverfahren in ein kapitalge- 
decktes Prämienmodell zu überführen. 
Auch künftig soll die Pflege Versicherung ei- 
ne eigenständige, unabhängige Säule der So- 
zialversicherung bleiben. Unter den vier 
säulen der sozialen Sicherungssysteme ge- 
llngt in der Pflegeversicherung eine Über- 
führung in ein kapitalgedecktes System am 
'eichtesten, da hier angesichts relativ gerin- 
ger Finanzvolumina die finanziellen Aus- 
wirkungen einer Umstellung am ehesten be- 
herrschbar sind. 

39. Analog zu dem in der Krankenversi- 
cherung gewählten Verfahren soll auch in 
der Pflegeversicherung baldmöglichst der 
Umstieg auf ein Prämiensystem mit einer 
starken kapitalgedeckten Komponente er- 
folgen. Dabei müssen die Erfahrungen mit 

dem sozialen Ausgleich im Gesundheitssy- 
stem genutzt werden. Der Arbeitgeberanteil 
zur Pflegeversicherung soll wie in der Kran- 
kenversicherung an die Arbeitnehmer aus- 
gezahlt werden. Ziel bleibt es, den Umstieg 
auf ein solidarisches Prämienmodell auch in 
der Pflegeversicherung zu erreichen. Durch 
die mit der Reform verbundene Abkopplung 
von den Arbeitskosten sollen auch hier posi- 
tive Wachstums- und Beschäftigungspoten- 
tiale freigesetzt werden. 

Bei der Umstellung der Pflegeversiche- 
rung auf ein Prämiensystem soll der Lei- 
stungsumfang für die Versicherten sowohl 
durch eine Dynamisierung wie auch durch 
ein Festhalten an der Pflegstufe 1 gesichert 
werden. 

40. Das Bundesverfassungsgericht hat 
entschieden, dass es mit dem Grundgesetz 
nicht zu vereinbaren ist, wenn Mitglieder der 
sozialen Pflege Versicherung, die Kinder be- 
treuen und erziehen und damit neben dem 
Geldbeitrag einen generativen Beitrag zur 
Funktionsfähigkeit eines umlagefinanzier- 
ten Sozialversicherungssystems leisten, mit 
einem gleich hohen Pflegeversicherungs- 
beitrag wie Mitglieder ohne Kinder belastet 
werden. 

Die CDU ist der Auffassung, dass eine 
Berücksichtigung der Erziehungsleistung 
von Eltern nicht alleinige Aufgabe eines 
oder mehrerer Zweige der Sozialversiche- 
rung sein kann. Hier ist auch die Gesellschaft 
insgesamt in die Pflicht zu nehmen. Aus all- 
gemeinen Steuermitteln soll eine Prämien- 
begünstigung in Höhe von 10 Euro pro Kind 
und Monat für den genannten Personenkreis 
gewährt werden, sofern Beitragspflicht be- 
steht. Auch auf diese Weise würde dem Ur- 
teil des Bundesverfassungsgerichtes Rech- 

nung getragen. 
Die CDU lehnt es aber strikt ab, einen Prä- 

mienzuschlag  zu  erheben  für  Versiche- 
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rungsnehmer, die - aus welchen Gründen 
auch immer - keine Kinder erziehen oder die 
keine Angehörigen pflegen. 

41. Die angesammelten Vermögensre- 
serven der gesetzlichen Pflegeversicherung 
sollen auf die künftigen Versicherungsträger 
der Pflegeversicherung übertragen werden. 
Diese übernehmen im Gegenzug die Pflicht, 
Leistungen an den Pflegebestand zu erbrin- 
gen und die Absicherung der so genannten 
„pflegenahen Jahrgänge" sicherzustellen. 

D. Reform der Alterssicherung 

42. Im Sozialstaat müssen sich die Men- 
schen auf wirtschaftliche Sicherheit im Al- 
ter verlassen können. Die jeweils ältere Ge- 
neration hat die Grundlagen für Fortschritt 
und Entfaltungsmöglichkeiten der Jüngeren 
gelegt. Ihre Teilhabe am wirtschaftlichen 
Erfolg der Nachfolge-Generation sicherzu- 
stellen, ist ein Gebot der gesellschaftlichen 
Solidarität. 

Die gesetzliche Rentenversicherung 
steht heute vor erheblichen Herausforderun- 
gen. Zunehmend weniger Beitragszahler 
(hervorgerufen durch eine über Jahrzehnte 
andauernde niedrige Geburtenrate) bei stän- 
dig steigender Rentenbezugsdauer (verur- 
sacht durch einen Trend zur Frühverrentung 
und eine erfreulich steigende Lebenserwar- 
tung) machen es erforderlich, den Genera- 
tionenvertrag der Zukunft auf eine neue 
Grundlage zu stellen. 

Künftige Entwicklung der Renten- 
versicherung ohne Reform 
43. Als Folge insbesondere der demogra- 

phischen Entwicklung wird die Rentenver- 
sicherung in ihrer gegenwärtigen Form in 
Zukunft entweder außerordentlich hohe Bei- 
tragssätze erheben müssen oder in nicht we- 

nigen Fällen nur noch ein Rentenniveau si- 
cherstellen können, das dem Niveau der So- 
zialhilfe entspricht oder diese sogar unter- 
schreitet. Selbst bei einer maßvollen Er- 
höhung der Beitragssätze wird in absehbarer 
Zeit ohne die Durchführung geeigneter Re- 
formmaßnahmen das Rentenniveau derart 
absinken, dass die Alterseinkommen aus der 
gesetzlichen Rentenversicherung den Le- 
bensstandard der Rentner nicht mehr hinrei- 
chend werden sichern können. Überdies 
wird die gesetzliche Rentenversicherung in 
eine erhebliche Legitimationskrise geraten, 
wenn sie Beiträge erhebt, die nur noch zu 
Leistungen führen, die in einem anderen Si- 
cherungssystem beitragsfrei bezogen wer- 
den können. 

• Grundlegende Ziele einer Reform der 
Alterssicherung 
44. Die CDU vertritt die Auffassung, dass 

eine wirksame Reform der Alterssicherung 
in Deutschland nur aus einer möglichst lang- 
fristigen Perspektive heraus gelingen kann- 
Eine Reform der Alterssicherung muss jün- 
geren Menschen eine ausreichend sichere 
Lebensplanung ermöglichen und älteren 
Menschen ein hohes Maß an Verlässlichkeit 
bieten. Kurzfristiger gesetzgeberischer Ak- 
tionismus und willkürliche Eingriffe in die 
Rentenformel nach jeweiliger Lage der öf- 
fentlichen Haushalte stellen solche Verläss- 
lichkeit und Planungssicherheit in Frage und 
untergraben das Vertrauen in die sozialen Si- 
cherungssysteme. 

45. Eine Reform der Systeme der Alterssi- 
cherung muss nach Auffassung der CDU die 
folgenden grundlegenden Ziele verfolgen: 
• Priorität hat künftig das Ziel, durch eine 
neue Gewichtung von gesetzlicher, privater 
und betrieblicher Altersvorsorge einen Bei- 
trag zur Lebensstandardsicherung im Alter 
zu leisten. 
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• Darüber hinaus gilt es, durch zielgerichte- 
te Maßnahmen Armut im Alter zu verhindern. 

1 Auch in Zukunft muss die Rente einen 
spürbaren Bezug zur Beitragsleistung auf- 
weisen. 
* Die Altersvorsorge muss dem Ziel der Ge- 
nerationengerechtigkeit verpflichtet sein. 
Das schließt die faire Teilhabe der Ruhe- 
ständler am Wohlstandszuwachs der Gesell- 
schaft ebenso ein wie verlässliche und glaub- 
würdige Perspektiven für die Alterssiche- 
rung der nachfolgenden Generationen. 

1 Eine Reform der Systeme der Alterssi- 
cherung muss so angelegt sein, dass die aus 
der Bevölkerungsentwicklung sich ergeben- 
den Lasten möglichst gleichmäßig auf die 
Generationen verteilt werden. Den im Er- 
werbsleben stehenden jungen Menschen 
dürfen keine Belastungen auferlegt werden, 
die ihren wirtschaftlichen Leistungswillen 
'ahmen oder sogar ihre Leistungskraft über- 
steigen. Eine Reform muss auch sicherstel- 
ten, dass der jungen Generation nicht höhe- 
re Belastungen zugemutet werden, als die äl- 
tere Generation für sich selbst zu tragen be- 
reit ist. Bereits auf mittlere Sicht müssen alte 
Ur,d junge Generation ein höheres Maß an 
Belastung schultern. 

1 Die Alterssicherung muss sich mehr als 
hisher an den Lebens- und Erwerbsbiogra- 
Phien von Frauen orientieren. Ziel ist es, die 
eigenständige Alterssicherung von Frauen 
2u verbessern. 
* Eine Reform muss die unterschiedliche 
Leistungsfähigkeit von Familien und Kin- 
derlosen berücksichtigen, für das Alter Vor- 
sorge zu treffen. 

1 Die durch die tief greifenden Verände- 
rungen entstandenen neuen Lasten in der Al- 
terssicherung können und dürfen nicht allei- 
ne von den gesetzlich Versicherten getragen 
Werden. Es muss eine gerechte Lastenver- 
teilung durch gleichgerichtete Reformmaß- 

nahmen auch in der Beamtenversorgung so- 
wie für Abgeordnete, Regierungsmitglieder 
und Bundespräsidenten erreicht werden. 
• Eine Reform der Rentenversicherung 
muss dazu beitragen, dass die Lohnneben- 
kosten begrenzt werden und stabil bleiben. 
Die CDU hat sich das Ziel zu Eigen gemacht, 
den Beitrag zur gesetzlichen Rentenversi- 
cherung dauerhaft nicht wesentlich über 20 
Prozent ansteigen zu lassen. 

sä Bestehendes System erhalten und 
anpassen 
46. Die zentralen Elemente der einkom- 

mensbezogenen, paritätisch im solidari- 
schen Umlageverfahren finanzierten Alters- 
sicherung haben sich grundsätzlich bewährt. 
Sie sollen auch in Zukunft nicht aufgegeben 
werden. Im internationalen Vergleich zeigt 
sichjedoch, dass die umlagefinanzierten Be- 
standteile der Alterseinkommen in Deutsch- 
land wesentlich höher sind als in vergleich- 
baren Alterssicherungssystemen anderer 
Länder. Dies ist der entscheidende Grund 
dafür, dass das gegenwärtige System der Al- 
terssicherung in Deutschland seine Lei- 
stungsfähigkeit in dem Maß verliert, in dem 
sich, verursacht durch die veränderte Demo- 
graphie und das veränderte Erwerbsverhal- 
ten, das Verhältnis von Beitragszahlern und 
Leistungsempfängern zu Lasten der jungen 
Generation verschlechtert. 

47. Die CDU vertritt die Überzeugung, 
dass eine sachgerechte Reform der Alterssi- 
cherung durch einen Wechsel in ein völlig 
anderes System der sozialen Sicherung nicht 
geleistet werden kann. Es gibt derzeit keinen 
finanziell vertretbaren Weg, das bestehende 
System und die dort erworbenen, verfas- 
sungsrechtlich geschützten Ansprüche aus- 
laufen zu lassen und zugleich ein neues, 
gänzlich oder überwiegend kapital gedeck- 
tes System aufzubauen. 
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48. Die CDU strebt deshalb an, das be- 
stehende System der gesetzlichen Renten- 
versicherung grundsätzlich beizubehalten, 
es allerdings anzupassen und durch mehrere 
neue Elemente zu ergänzen. Vorrangiges 
Ziel muss es sein, die umlagefinanzierten Al- 
terseinkommen und die kapitalgedeckten 
Alterseinkommen aus betrieblicher und pri- 
vater Altersvorsorge in eine neue Balance zu 
bringen. Die umlagefinanzierten Altersein- 
kommen werden - demographisch bedingt - 
künftig absinken; die kapitalgedeckte Al- 
tersvorsorge wird einen höheren Stellenwert 
erhalten müssen, um das ausgleichen zu kön- 
nen, was durch die umlagefinanzierte Al- 
tersvorsorge nicht mehr im bisherigen Um- 
fang geleistet werden kann. 

49. Eine Reform des Systems der Al- 
terssicherung muss mit einer Großen Steu- 
erreform einhergehen, durch die möglichst 
alle Ausnahmetatbestände des Steuerrech- 
tes beseitigt und zugleich der Eingangs- 
und der Spitzensteuersatz deutlich abge- 
senkt werden. Auf diese Weise kann der 
Steuerzahler spürbar entlastet und ihm die 
Möglichkeit eröffnet werden, mehr für sei- 
ne private Altersvorsorge zu leisten. 
Gleichzeitig müssen Mittel des Staatshaus- 
haltes freigesetzt werden, um die Erzie- 
hungsleistung der Familien, die eine we- 
sentliche Voraussetzung für den Fortbe- 
stand des Systems der solidarischen Alters- 
sicherung ist, im Rentenrecht angemessen 
berücksichtigen zu können. Diese Aner- 
kennung von Erziehungsleistungen muss 
als gesamtgesellschaftliche Aufgabe be- 
griffen werden, die aus allgemeinen Steu- 
ermitteln und nicht nur aus Beiträgen der 
Versicherten zu finanzieren ist. 

Familien brauchen zur Anerkennung ih- 
rer Erziehungsleistungen nicht nur Lei- 
stungsversprechungen im Rentenrecht, die 
in der Zukunft liegen, sondern auch durch- 

greifende entlastende Maßnahmen auf der 
Beitragsseite. Die CDU strebt deshalb an, 
Eltern während der Erziehungszeit von Kin- 
dern schrittweise durch einen steuerfinan- 
zierten Zuschuss zu den Rentenversiche- 
rungsbeiträgen in Höhe von 50 Euro pro 
Kind und Monat zu unterstützen. 

• Versichertenkreis und Beitragsbasis 
50. In der gesetzlichen Rentenversiche- 

rung sind auch künftig alle Arbeiter und An- 
gestellten einschließlich der als schutzbe- 
dürftig definierten Selbständigen verpflich- 
tend zu versichern. Die paritätische und ein- 
kommensbezogene Finanzierung der Ren- 
tenversicherung soll bestehen bleiben. 

Eine „Erwerbstätigenversicherung", also 
eine Ausweitung des Versichertenkreises 
auf Beamte und Freiberufler und weitere 
Selbständige lehnt die CDU ab. Abgesehen 
davon, dass eine solche Maßnahme zu nicht 
unerheblichen rechtlichen Umsetzungspro- 
blemen führen würde und überdies beste- 
hende leistungsfähige Strukturen der Alters- 
sicherung, z.B. für Freiberufler, ohne Grund 
preisgeben würde, kann als sicher gelten, 
dass eine Ausweitung des Versichertenkrei- 
ses, insbesondere bei den öffentlichen Ar- 
beitgebern, zu nicht lösbaren finanziellen 
Problemen führt und überdies die strukturel- 
len Probleme der Alterssicherungssysteme 
nicht bewältigt. 

Angesichts der Zunahme so genannter 
„unstetiger Erwerbsverläufe", bei denen 
Zeiten der abhängigen Beschäftigung und 
Zeiten der Selbständigkeit aufeinander fol- 
gen, wird die CDU prüfen, ob eine Nach- 
weispflicht über den Aufbau einer ausrei- 
chenden Alterssicherung für den Fall der 
selbständigen Erwerbstätigkeit eingeführt 
werden kann, um Altersarmut in diesem Be- 
reich zu verhindern und die Sozialhilfe nicht 
zusätzlich zu belasten. 
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51. Eine Erweiterung der Beitragsbasis 
durch die Einbeziehung weiterer Einkunfts- 
arten neben Lohn und Gehalt ist aus Sicht der 
CDU kein geeigneter Beitrag zur Reform der 
Rentenversicherung. Eine solche Maßnah- 
me würde durch steigende Einnahmen zwar 
2u einer kurzfristigen Entlastung führen; 
aber den höheren Einzahlungen stünden - 
anders als in Kranken- und Pflegeversiche- 
ru-ng - bereits mittelfristig gestiegene Lei- 
stungsansprüche zu Lasten des Systems ge- 
genüber. Überdies würde eine Erweiterung 
der Beitragsbasis die Möglichkeiten der pri- 
yaten Vorsorge für Versicherte mit einem 
Einkommen unterhalb der Beitragsbem.es- 
sungsgrenze deutlich einschränken. 

* Beitragszeiten ausweiten 
52. Die Zeit der Beitragsleistung in die 

gesetzliche Rentenversicherung muss ge- 
genüber der gegenwärtigen Praxis deutlich 
ausgeweitet werden. Dies ist möglich, da 
durch die Politik der CDU die wirtschaftli- 
chen Rahmenbedingungen in Deutschland 
yerbessert und dadurch mehr Wachstum und 
Beschäftigung erreicht werden. Notwendig 
lst eine Ausweitung der effektiven Lebens- 
arbeitszeit um bis zu vier Jahre. 

Die CDU strebt an, den Zeitpunkt des 
Rentenzugangs so festzulegen, dass in Zu- 
kunft die Lebensarbeitszeit und damit die 
Zeitdauer, in der Beiträge entrichtet werden 
ebenso berücksichtigt werden wie das Le- 
bensalter. Als Richtnorm soll gelten: Wer 45 
Jahre gearbeitet und Beiträge gezahlt oder 
Erziehungs- oder Pflegeleistungen erfüllt 
und das 63. Lebensjahr vollendet hat oder bei 
einer geringeren Zahl von Versicherungs- 
Jahren das 67. Lebensjahr vollendet hat, 
kann abschlagsfrei Rente beziehen. Der 
Aufbau dieses Korridors - zwischen dem 63. 
Und dem 67. Lebensjahr - soll schrittweise 
ln den Jahren von 2011 bis 2023 erfolgen. 

Notwendig sind ferner Maßnahmen, die 
zu einer Verkürzung überlanger Erstausbil- 
dungszeiten und damit zu einem früheren 
Eintritt in das beitragspflichtige Erwerbsle- 
ben führen. Hier stehen vor allem die Länder 
in der Pflicht. 

Vorrangiges Ziel muss es sein, bereits 
mittelfristig den faktischen Renteneintritt 
der Mehrheit der Versicherten dem gesetzli- 
chen Renteneintrittsalter so weit wie mög- 
lich anzunähern. Dabei sind vor allem auch 
geeignete Maßnahmen zu ergreifen, alle An- 
reize zur Frühverrentung umfassend zu be- 
seitigen. 

Wer Rentenleistungen vor Erreichen der 
Bedingungen für den abschlagsfreien Ren- 
tenzugang in Anspruch nehmen will, soll 
dies nur unter Hinnahme versicherungsma- 
thematisch korrekter Abschläge tun können. 
Erleichterte Frühverrentung zur Verbesse- 
rung der Arbeitslosenstatistik muss der Ver- 
gangenheit angehören. Umgekehrt muss ei- 
ne flexible, über den gesetzlichen Ren- 
teneintritt hinausgehende Arbeits- und Bei- 
tragsleistung zu einer höheren individuellen 
Rentenleistung führen. 

s Demographie und Leistungskraft der 
Beitragszahler berücksichtigen 
53. Die CDU tritt dafür ein, in die gesetz- 

liche Rentenanpassungsformel einen erwei- 
terten Demographiefaktor aufzunehmen, der 
das Verhältnis der Anzahl der Beitragszahler 
zur Anzahl der Leistungsempfänger abbildet 
und auf diese Weise sicherstellt, dass eine 
Rentenanpassung sowohl die veränderte De- 
mographie wie auch die Leistungskraft der 
aktiven Beitragszahler insgesamt berück- 
sichtigt. Eine solche Korrekturkomponente in 
der Rentenanpassungsformel hat zur Folge, 
dass mit steigender Lebenserwartung und/ 
oder bei rückläufiger Erwerbstätigenzahl der 
Rentenanstieg langsamer verläuft. 
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• Rente 15 Prozent oberhalb der 
Sozialhilfe 
54. Die Akzeptanz unseres Rentensy- 

stems ist auf Dauer gefährdet, wenn Versi- 
cherte trotz sehr langer Beitragszeiten ledig- 
lich Renten erhalten, die in der Höhe sehr na- 
he bei der Grundsicherung aus der Sozial- 
hilfe oder gar darunter liegen. Ziel der CDU 
ist, dass langjährig Versicherte, die immer 
vollzeitig beschäftigt waren, eine Rente 
mindestens 15 Prozent oberhalb der jeweils 
gültigen Sozialhilfe erhalten, die bedarfsab- 
hängig und steuerfinanziert ausgestaltet 
wird. Dabei sind Zeiten der Kindererziehung 
und der Pflege mit einzubeziehen. Dafür soll 
die soziale Grundsicherung wegfallen. 

5* Anerkennung von Erziehungs- 
leistungen im Rentenrecht 
55. Wer teilweise oder vorübergehend 

ganz auf Erwerbsarbeit verzichtet, um Er- 
ziehungsarbeit leisten zu können, dem feh- 
len bei Renteneintritt entsprechende Bei- 
tragszeiten in der Alterssicherung. 

Wer Kinder erzieht, leistet aber einen Bei- 
trag zum gesellschaftlichen Wohl und insbe- 
sondere zum Generationenvertrag. Wer dies 
- aus welchen Gründen auch immer - nicht 
tut, leistet diesen Beitrag nicht, profitiert aber 
gleichwohl von der Generationen-Solida- 
rität. Insbesondere von Familien wird es zu- 
nehmend als ungerecht empfunden, dass in 
der gesetzlichen Rentenversicherung kinder- 
lose Paare Alterseinkommen erwirtschaften 
können, die zu einem nicht unerheblichen 
Teil von den Kindern derer finanziert wer- 
den, die zwar ihr Arbeitseinkommen in die 
Betreuung und Ausbildung dieser späteren 
Beitragszahler investieren, die aber selber im 
Alter deutlich geringere Ansprüche an die 
Rentenversicherung haben. Diese Benach- 
teiligung betrifft vor allem Frauen, die meh- 
rere Kinder erzogen haben. 

56. Die CDU tritt dafür ein, jeder Mutter 
(oder für den Fall, dass der Vater überwiegend 
die Kindererziehung leistet: jedem Vater) für 
jedes Kind, das erzogen wird, auch künftig 
Entgeltpunkte in der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung gutzuschreiben. Ziel muss es sein, 
in den Rentenbiographien von Müttern und 
Vätern wegen der Erziehung von Kindern kei- 
ne gravierenden beitragslosen Zeiten entste- 
hen zu lassen mit der Folge, dass die Renten- 
leistungen im Alter nur gering sind. Wer Fa- 
milienarbeit leistet, muss in der Alterssiche- 
rung so behandelt werden, als ob er Beiträge 
wie zu Zeiten einer Erwerbstätigkeit gezahlt 
hätte. Eine solche Regelung stellt auch sicher, 
dass Alleinerziehende sich eine faire Alters- 
sicherung aufbauen können. 

Die derzeitige Praxis der Anrechnung 
von Erziehungszeiten im Rentenrecht ist aus 
Sicht der CDU nicht ausreichend. Sie emp- 
fiehlt daher, die Zahl der anzurechnenden 
Entgeltpunkte jeweils um zwei zu erhöhen. 
Dies bedeutet für künftige Rentnerinnen und 
Rentner, dass fünf Entgeltpunkte statt bisher 

drei für Kinder angerechnet werden, die nach 
dem 01.01.1992 geboren worden sind. Für 
Kinder, die vor dem 01.01.1992 geboren 
worden sind, werden drei Entgeltpunkte statt 
bisher einer angerechnet. 

Als Finanzierungsvolumen stehen für 
diese zusätzliche Familienkomponente in 
der gesetzlichen Rentenversicherung im 
Zeitablauf ansteigende Mittel zur Verfü- 
gung. Diese betragen im Jahr 2010 rd. 2,1 
Mrd. Euro; sie steigen bis 2030 auf knapp 10 
Mrd. Euro. Über diese Mittel hinausgehen- 
de Finanzierungsbedarfe sind dadurch zu er- 
wirtschaften, dass bei der Einführung des 
vorgesehenen Kinderzuschusses zum Ren- 
tenbeitrag eine stärkere Staffelung vorge- 
nommen wird. 

Nach Auffassung der CDU sollen die 
Kindererziehungszeiten als gesamtgesell- 
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schaftliche Aufgabe wie bisher aus Steuer- 
Mitteln finanziert werden. In dem Maße, wie 
die eigenständigen Anwartschaften durch 
die Erhöhung der Entgeltpunkte für die Kin- 
dererziehung wachsen, kann die Hinterblie- 
benenversorgung schrittweise angepasst 
und zur Finanzierung der höheren Kinderer- 
2lehungszeiten herangezogen werden. Dies 
darf nicht zu einer Verschlechterung der Al- 
terssicherung von Frauen führen. 

* Hinterbliebenenversorgung 
57. Der Ausgestaltung der Hinterbliebe- 

nenversorgung im Rahmen der Rentenre- 
form 1957 lag ein familienpolitisches Leit- 
bild zugrunde, welches den Ehemann als 
denjenigen sah, der den Hauptteil des Fami- 
'ieneinkommens zu sichern hatte, während 
die Ehefrau in der Regel keinen Erwerbsbe- 
ruf ausübte, sondern sich der Haus- und Er- 
2'ehungsarbeit widmete. 

Dieses Verständnis der Rollen von Mann 
Und Frau in Partnerschaft, Ehe und Familie 
bat sich grundlegend gewandelt. Die gleich- 
Zeitige Berufstätigkeit und Familienverant- 
w°rtlichkeit beider Partner ist das heute 
Mehrheitlich gewünschte Lebensentwurfs- 
Modell von Männern und Frauen. Wie und 
°b Berufstätigkeit und Kindererziehung 
Miteinander verbunden werden, muss die 
freie Entscheidung von Ehepartnern sein 
und bleiben. 

58. Vor dem Hintergrund dieser Ent- 
wicklung entspricht die herkömmliche Hin- 
terbliebenenversorgung als eine in der Regel 
v°n der Altersrente des Mannes abgeleitete 
^•terssicherung von Frauen immer weniger 
dem gesellschaftlichen Verständnis und der 
darauf   aufbauenden   Lebenswirklichkeit. 

rauen werden nach Überzeugung der CDU 
In Zukunft verstärkt in der Lage sein, 
§rundsätzlich einen eigenständigen Renten- 
Spruch zu erwerben, der die Bedeutung der 
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vom Ehemann abgeleiteten Hinterbliebe- 
nenversorgung langfristig immer weiter 
zurückgehen lässt. Die CDU strebt daher an, 
die Höhe der Hinterbliebenenversorgung 
zurückzuführen. Diese Rückführung muss 
in einem auf lange Frist angelegten Prozess 
erfolgen, damit jeder diese Veränderungen 
rechtzeitig in seine Lebensplanung einbe- 
ziehen kann. 

Ziel muss es sein, die eigenständige Al- 
terssicherung von Frauen auszubauen. Der 
Ausbau der eigenständigen Alterssicherung 
erfolgt durch Beiträge aus eigener Erwerbs- 
tätigkeit und die Anerkennung von Kinder- 
erziehung und Pflege in der Rente. Zur Ab- 
sicherung von Erziehenden, die wegen Kin- 
dererziehung keiner oder nur einer einge- 
schränkten Erwerbstätigkeit nachgehen, 
bleibt eine vom Verdienenden abgeleitete 
ergänzende Alterssicherung weiterhin er- 
forderlich. Eine Rückführung der Hin- 
terbliebenenversorgung kann daher nur in 
dem Maß erfolgen, wie das Ziel einer eigen- 
ständigen Alterssicherung von Frauen er- 
reicht worden ist. 

Darüber hinaus hält es die CDU für ge- 
boten, weiterhin in jedem Fall die Höhe der 
Hinterbliebenenversorgung unter Berück- 
sichtigung anderer Einkommensarten zu be- 
messen. Für den Fall, dass Eheleute einen 
Lebensentwurf wählen, bei dem das Famili- 
eneinkommen nur von einem Partner erwirt- 
schaftet, aber keine Kinder erzogen werden, 
soll für den nicht verdienenden Partner auf 
Kosten des verdienenden Partners eine ei- 
gen-ständige Alterssicherung aufgebaut 
werden. 

m Versicherungsfremde Leistungen 
59. Die CDU hat geprüft, ob eine Umfi- 

nanzierung versicherungsfremder Leistun- 
gen in der gesetzlichen Rentenversicherung 
zu einer Entlastung der Rentenfinanzen und 
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möglicherweise zu einer Absenkung der 
Beitragshöhe führen kann. Als versiche- 
rungsfremde Leistungen haben z.B. zu gel- 
ten Ausbildungszeiten, die als Beitragszei- 
ten angerechnet werden, Kriegsfolgelasten, 
Maßnahmen des Familienleistungsaus- 
gleichs oder Rentenzahlungen an Personen- 
gruppen, für die keine Beitragsleistungen er- 
bracht wurden. Die CDU ist zu der Auffas- 
sung gekommen, dass die in der gesetzlichen 
Rentenversicherung organisierten versiche- 
rungsfremden Leistungen durch den aus 
dem allgemeinen Steueraufkommen finan- 
zierten Bundeszuschuss, der gegenwärtig 
ein Drittel des Budgets der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung ausmacht, voll finanziert 
werden; Mittel der Beitragszahler werden 
für versicherungsfremde Leistungen nicht 
erkennbar in Anspruch genommen. Daher 
führt eine Reduzierung der versicherungs- 
fremden Leistungen zu keiner finanziellen 
Entlastung der Beitragszahler in der gesetz- 
lichen Rentenversicherung. 

Schwankungsreserve 
60. Die Schwankungsreserve der gesetz- 

lichen Rentenversicherung dient dazu, kon- 
junkturbedingte Schwankungen des Bei- 
tragsaufkommens auszugleichen und die 
Zahlungsfähigkeit der Rentenversicherung 
aus eigenen Mitteln sicherzustellen. Die 
CDU betrachtet mit Sorge, dass die amtie- 
rende Bundesregierung die Schwankungs- 
reserve gegenwärtig auf nur noch 0,5 Mo- 
natsausgaben abgesenkt hat. Auch wenn die 
Rentenversicherung grundsätzlich nicht 
zahlungsunfähig werden kann, so sieht die 
CDU doch in der anhaltenden Diskussion 
um eine weitere Senkung der Schwan- 
kungsreserve eine Gefährdung des Vertrau- 
ens in die Rentensicherheit. Dieses Vertrau- 
en würde aus Sicht der CDU schwer be- 
schädigt,   wenn   die   noch   vorhandene 
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Schwankungsreserve einmal nicht ausrei- 
chen würde, die laufenden Rentenleistun- 
gen zu finanzieren und der Eindruck ent- 
stünde, die Rente sei nicht mehr sicher. Die 
CDU fordert deshalb, mittelfristig minde- 
stens zwei Monatsausgaben der gesetzli- 
chen Rentenversicherung als Schwan- 
kungsreserve zur Verfügung zu halten. 

Besteuerung der Alterseinkommen 
61. Nach geltendem Recht wird der Ar- 

beitnehmer-Anteil des Beitrages zur Ren- 
tenversicherung - mit Ausnahme der von 
Freibeträgen erfassten Teile - aus versteuer- 
tem Lohn oder Gehalt des Arbeitnehmers ge- 
zahlt. Der Arbeitgeber-Anteil wird den Be- 
triebskosten zugeordnet, die als solche un- 
versteuert bleiben. Renten aus der gesetzli- 
chen Rentenversicherung unterliegen - bis 
auf den Ertragsanteil - keiner Besteuerung- 
Beamtenpensionen werden hingegen voll 
der Steuerpflicht unterworfen, wobei unter- 
stellt wird, dass nicht besteuerte Pensions- 
rückstellungen vorgenommen wurden, die 
erst im Fall der Auszahlung der Steuerpflicht 
unterliegen. 

Diese unterschiedliche steuerliche Praxis 
hat das Bundesverfassungsgericht als nicht 
verfassungsgemäß verworfen und dem Ge- 
setzgeber eine Neuregelung bis zum 1. Ja- 
nuar 2005 auferlegt. 

Die CDU hat die Absicht, die Freistellung 
von Altersvorsorge-Aufwendungen von der 
Steuerpflicht und die Besteuerung der Alter- 
seinkünfte nach dem Prinzip der so genann- 
ten nachgelagerten Besteuerung in einem 
auf lange Frist angelegten Verfahren vorzu- 
nehmen. Sie weiß in diesem Zusammenhang 
um die Gefahr, dass je nach Art der Ausge- 
staltung Vorsorgeaufwendungen und daraus 
resultierende Alterseinkünfte doppelt be- 
steuert werden. Dieser Gefahr sollte eher zu 
Lasten des Staates begegnet werden. 

, 
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Die Umstellung auf eine Besteuerung erst 
zur Zeit des Leistungsbezuges eröffnet dem 
Einzelnen zusätzliche Möglichkeiten, zu 
seiner individuellen, privaten Alterssiche- 
rung beizutragen, da dann die Beiträge zur 
Altersvorsorge aus unversteuertem Ein- 
kommen geleistet werden können. 

* Verbesserung der Transparenz 
62. Im Rahmen einer Reform der ge- 

setzlichen Rentenversicherung müssen 
auch die Informationen der Versicherten 
durch die Rentenversicherungsträger deut- 
lich transparenter gestaltet werden. Diese 
Informationen für künftige Rentner enthal- 
ten teilweise unvollständige und irre- 
führende Angaben über die tatsächliche 
Höhe der zu erwartenden Altersbezüge und 
deren Kaufkraft. Die CDU fordert insbe- 
sondere, die Versicherten frühzeitig und 
umfassend über Möglichweise zu erwar- 
tende Vorsorgelücken zu informieren, um 
den Versicherten rechtzeitig Gelegenheit 
zu geben, zusätzliche Maßnahmen der Al- 
tersvorsorge einzuleiten. 

• Stärkung der betrieblichen Vorsorge 
63. Die CDU tritt nachdrücklich für eine 

Stärkung der betrieblichen Altersvorsorge 
ein. Gerade die im Vergleich zur individuel- 
•en Vorsorge günstige Kostenstruktur der 
betrieblichen Altersvorsorge lässt diese zu 
einem Wachstumsmarkt mit großem Poten- 
tial werden. 

Angesichts der wachsenden Bedeutung 
dieser Form der Altersvorsorge, aber auch 
angesichts der Tatsache, dass die betriebli- 
che Altersvorsorge in der Vergangenheit 
nicht die ihr gebührende Beachtung gefun- 
den hat, tritt die CDU dafür ein, dass künftig 
bei Abschluss eines ArbeitsVertrages regel- 
mäßig eine Entgeltumwandlung zugunsten 
der persönlichen Alterssicherung vereinbart 

werden muss. Allerdings soll eine Opting- 
out-Regelung dem Arbeitnehmer die Mög- 
lichkeit eröffnen, auf die Umwandlung eines 
Teiles seines Arbeitslohnes in Versorgungs- 
lohn zu verzichten. Gerade für unsichere und 
unentschlossene Arbeitnehmer könnte auf 
diese Weise ein relativ müheloser Weg in ei- 
ne attraktive Form der kapitalgedeckten Al- 
terssicherung eröffnet werden. 

Die CDU wird gesetzlich sicherstellen, 
dass betriebliche Altersvorsorge vertrage an 
die Person gebunden werden und damit - so- 
weit sie nicht auf Direktzusage beruhen - bei 
einem Wechsel zu einem anderen Arbeitge- 
ber übertragbar sind. 

Arbeitnehmer und Arbeitgeber, Betriebs- 
räte und Tarifvertragsparteien sind aufge- 
fordert, von den Möglichkeiten der betrieb- 
lichen Altersvorsorge verstärkt Gebrauch zu 
machen. Die zurzeit geltenden steuerlichen 
Vorschriften für die Behandlung von Vor- 
sorgeaufwendungen im Rahmen der be- 
trieblichen Alterssicherung sind zu kompli- 
ziert. Sie behindern sachgerechte Entschei- 
dungen und fördern Intransparenz. Auch aus 
diesem Grund erscheint es angeraten, Al- 
tersvorsorgeaufwendungen aller Art nach- 
gelagert zu besteuern. Dies hätte auch den 
Vorteil, Wettbewerbsverzerrungen inner- 
halb der verschiedenen Durchführungswege 
zu vermeiden. 

• Stärkung der privaten Vorsorge 
64. Aus Sicht der CDU ist die gegenwär- 

tig praktizierte staatliche Förderung der pri- 
va-ten Vorsorge gescheitert. Ihre übermäßig 
bürokratische und praxisfremde Ausgestal- 
tung hat dazu geführt, dass sie in der Bevöl- 
kerung kaum Akzeptanz gefunden hat, zu- 
mal die aufwändigen Verfahren die Kosten 
der Anbieter unnötig erhöhen und im Ergeb- 
nis die Renditeaussichten der Versicherten 

schmälern. 
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Insbesondere das komplizierte Förder- 
verfahren der privaten Altersvorsorge muss 
grundlegend vereinfacht werden. Vor allem 
die bürokratische Pflicht, in jedem Einzel- 
fall die zustehenden Zulagen ausdrücklich 
zu beantragen, kann für alle, die eine Ein- 
kommensteuererklärung abgeben müssen, 
im Rahmen des Erklärungsverfahrens auto- 
matisiert geregelt werden. 

In Zukunft soll der Förderberechtigte in 
der Regel den vollen Beitrag in seinen Al- 
tersvorsorgevertrag einzahlen und durch den 
Anbieter darüber eine Bescheinigung erhal- 
ten. Im Rahmen der jährlichen Einkommen- 
steuererklärung können diese als Sonder- 
ausgaben geltend gemacht werden. Wird 
durch den Sonderausgabenabzug nicht die 
volle Höhe des Zulagenanspruches erreicht, 
muss im Rahmen der Günstigerprüfung das 
Finanzamt die Differenz gutschreiben. 

Damit entfällt die bisher zwingende Be- 
antragung der Zulagen über den Anbieter. 
Lediglich für Personen, die keine Einkom- 
mensteuererklärung abgeben, wären Zula- 
genanträge erforderlich. Die Zentrale Stelle 
könnte in diesen Fällen die Zulage ebenfalls 
unmittelbar an den Kunden erstatten und wä- 
re damit von einer ansonsten hohen Zahl An- 
tragsfällen entlastet. Für die Finanzämter er- 
gibt sich wegen der ohnehin bereits nach gel- 
tendem Recht durchzuführenden Günstiger- 
prüfung keine nennenswerte Mehrbelas- 
tung. 

Die CDU betrachtet die derzeitige Praxis 
der Förderung von selbstgenutztem Wohn- 
eigentum als nicht effizient, da sie sehr kom- 
pliziert ausgestaltet ist, im Ergebnis zur Ab- 
senkung der Rente führt und eine Doppelbe- 
lastung der Versicherten bewirkt. Die CDU 
tritt auch weiterhin dafür ein, die Förderung 
des selbst genutzten Wohneigentums im 
Rahmen der bestehenden Bausparförderung 
auszubauen. 

Darüber hinaus ist es dringend erforder- 
lich, dass die Anforderungen an die staatlich 
geförderten Altersvorsorgeprodukte deut- 
lich liberalisiert werden. Als unverzichtbare 
Qualitätskriterien für förderfähige Vorsor- 
geprodukte müssen gelten: 
• die Garantie der eingezahlten Beiträge, 
• die Möglichkeit eines bedingten Kapital- 
wahlrechts bei der Verwendung der einge- 
sparten Beiträge, 
• die Inanspruchnahme von Leistungen 
nicht vordem vollendeten 

60. Lebensjahr. 
Der Tatbestand der schädlichen Verwen- 

dung bei Wegfall der unbeschränkten Ein- 
kommensteuerpflicht durch Aufgabe des in- 
ländischen Wohnsitzes gemäß _ 95 EStG 
sollte ersatzlos gestrichen werden. Diese Re- 
gelung erscheint vor dem Hintergrund des 
europarechtlich abgesicherten allgemeinen 
Freizügigkeitsrechts zumindest fragwürdig. 
Um deutschen Finanzbehörden die Besteue- 
rung der Alterseinkünfte von im Ausland be- 
findlichen Personen zu ermöglichen, kön- 
nen entsprechende Anpassungen in den be- 
stehenden Doppelbesteuerungsabkommen 
vorgenommen werden. 

E. Reform der Arbeitslosen- 
versicherung 

65. Arbeitslosigkeit bedeutet für viele 
Betroffene nicht nur Verlust des Einkom- 
mens, sondern häufig auch soziale Isolie- 
rung, Verlust an Perspektiven, an Selbst- 
wertgefühl, Lebensstandard und Lebens- 
qualität. Eines der vorrangigen politischen 
Ziele muss es deshalb sein, möglichst vielen 
Menschen Arbeit zu ermöglichen. 

Die Arbeitslosenversicherung ist eine 
Versicherung, die das Risiko abdeckt, ohne 
Beschäftigung und damit ohne Arbeitsein- 
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kommen zu sein. Sie stellt im Fall der Ar- 
beitslosigkeit Lohnersatzleistungen zur 
Verfügung. Um Beitragshöhe und Lei- 
stungsanspruch in einem vertretbaren Ver- 
hältnis zueinander zu halten, kann sie dies al- 
•erdings nur für einen begrenzten Zeitraum 
•eisten. 

* Allgemeine Zielstellung 
66. Die Arbeitslosenversicherung hat - 

Wie alle Sozialversicherungssysteme - die 
Aufgabe, eines der großen Lebensrisiken so- 
'idarisch abzudecken, das der Einzelne nicht 
aus eigener Kraft tragen kann. Diesem 
Grundgedanken muss in der Arbeitslosen- 
versicherung wieder stärker Geltung ver- 
schafft werden. Als solidarische Sozialver- 
sicherung hat die Arbeitslosenversicherung 
auch soziale Aufgaben zu übernehmen, je- 
doch nur, sofern diese in einem deutlich er- 
kennbaren Zusammenhang mit der Aufgabe 
stehen, das Risiko der Arbeitslosigkeit ab- 
decken oder präventive Maßnahmen zu fi- 
nanzieren, die vor Arbeitslosigkeit schützen 
°der die Chancen verbessern, wieder eine 
Beschäftigung aufnehmen zu können. 

67. Es gilt, den Versicherungscharakter 
der Arbeitslosenversicherung wieder stär- 
ker zur Geltung zu bringen. Dabei ist dem 
Grundsatz Geltung zu verschaffen, dass in 
der Regel keine Leistungen ohne Vorversi- 
cherungszeiten erbracht werden können. 

Insbesondere muss die Arbeitslosenver- 
sicherung in ihren Einzelmaßnahmen so aus- 

gelegt sein, dass sie keine Anreize bietet, ei- 
ne mögliche Beschäftigung abzulehnen, 
weil der Verbleib in der Arbeitslosigkeit at- 
traktiver ist. Die Förderung der Arbeitsauf- 
nahme muss ein wesentliches Ziel auch der 
Arbeitslosenversicherung sein. Alle Maß- 
nahmen- und Leistungskataloge der Ar- 
beitslosenversicherung sind daraufhin zu 
überprüfen, ob sie geeignet sind, das Inter- 

esse an einer raschen Rückkehr in ein Ar- 
beitsverhältnis zu wecken und zu verstärken. 

68. Die CDU spricht sich für eine Reform 
der Arbeitslosenversicherung im bestehen- 
den System der durch Arbeitnehmer und Ar- 
beitgeber solidarisch finanzierten Sozial- 
versicherung aus. 

69. Im Zusammenhang mit dem Ziel, die 
Sozialversicherungsbeiträge nachhaltig 
zurückzuführen, strebt die CDU an, die 
Beiträge zur Arbeitslosenversicherung von 
jetzt 6,5 Prozent so bald wie möglich auf un- 
ter 5 Prozent abzusenken. Bei einer Verbes- 
serung der Lage auf dem Arbeitsmarkt ist 
langfristig eine weitere, deutliche Beitrags- 
entlastung realistisch. Es kann sogar davon 
ausgegangen werden, dass eine Absenkung 
des Beitrages zur Arbeitslosenversicherung 
auf unter 4 Prozent möglich wird. 

• Versicherungscharakter der Arbeits- 
losenversicherung stärken 
70. Insbesondere durch das 1969 in Kraft 

getretene Arbeitsförderungsgesetz ist der 
Charakter der Arbeitslosenversicherung als 
eines beitrags- und versicherungsbezogenen 
Entgeltsystems stark verändert worden. Der 
Arbeitslosenversicherung sind durch das 
Arbeitsförderungsgesetz Aufgaben zuge- 
wiesen worden, die über die Kernaufgaben 
eines Versicherungs-Systems gegen Ar- 
beitslosigkeit hinausgehen. 

71. Die CDU tritt dafür ein, die Arbeits- 
losenversicherung auf ihre Kernaufgaben 
zurückzuführen. 

Auf mittlere Sicht sollen aus den Mitteln 
der Arbeitslosenversicherung  ausschließ- 
lich folgende Aufgaben finanziert werden: 
& die Arbeitsvermittlung 
• die Abwicklung des Arbeitslosengeldes 
• die Abwicklung des Kurzarbeitergeldes 
• die Abwicklung des Insolvenzgeldes 
• die Berufsberatung und Lehrstellenver- 
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mittlung. Diese Leistungen sind zwar streng 
genommen nicht versicherungsadäquat; sie 
sollen aber unter dem Gesichtspunkt ge- 
währt werden, dass diese Aktivitäten zu 
künftigen Beitragszahlern führen. 
• die aktivierende, streng vermittlungsori- 
entierte Arbeitsmarktpolitik 
• die berufliche Rehabilitation von Arbeit- 
nehmern mit Vorversicherungszeiten. 

72. Die CDU wird den derzeitigen Lei- 
stungskatalog der Arbeitslosenversicherung 
einer strikten Aufgaben-Kritik unterwerfen 
mit dem Ziel, Leistungsbereiche, die über- 
wiegend oder ganz sozialpolitischer oder all- 
gemein-gesellschaftlicher Natur sind, aus 
dem Leistungskatalog der Arbeitslosenver- 
sicherung herauszulösen oder aber deutlich 
zu reduzieren. 

Umgehend können ersatzlos gestrichen 
werden: 
• die Mittel für das JUMP-Programm, da 
dieses Programm sein Ziel nicht erreicht hat. 
Die CDU setzt sich in diesem Zusammen- 
hang dafür ein, dass von Bund, Ländern und 
Kommunen Mittel zur Qualifizierung be- 
nachteiligter Jugendlicher für den Arbeits- 
markt kompensatorisch zur Verfügung ge- 
stellt werden. 
• die Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen und 
Strukturanpassungsmaßnahmen in den Al- 
ten Ländern 
• der Vorruhestand in Form von _ 428 SGB 
III und § 4 Altersteilzeitgesetz 

Im Rahmen eines Stufenplanes sollen aus 
dem Leistungskatalog der Arbeitslosenver- 
sicherung herausgelöst werden: 
• die Finanzierung der Personal-Service- 
Agenturen nach den Hartz-Gesetzen 
• die Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen und 
Strukturanpassungsmaßnahmen in den 
Neuen Ländern. Die CDU geht allerdings 
davon aus, dass in Gebieten mit besonders 
hoher Arbeitslosigkeit öffentliche Arbeit auf 

absehbare Zeit aus Steuermitteln finanziert 
werden muss. 

Die CDU strebt schließlich an, die fol- 
genden Leistungen in ihrem Umfang deut- 
lich bis zu 50 Prozent zu reduzieren, sie aber 
weiterhin aus Beitragsmitteln der Arbeitslo- 
senversicherung zu finanzieren: 
• die Förderung der beruflichen Weiterbil- 
dung 
• die Trainingsmaßnahmen und Mobilitäts- 
hilfen 
• die Eingliederungszuschüsse. 

Aus Sicht der CDU ist es möglich, das 
Volumen dieser Leistungen um insgesamt 
rd. 4 Mrd. Euro zu verringern. Dabei ist es 
für die CDU selbstverständlich, dass Men- 
schen mit Behinderung auch künftig die not- 
wendige Förderung aus Steuermitteln erhal- 
ten. 

73. Darüber hinaus ist es erforderlich, die 
Arbeitslosenversicherung auch dadurch von 
dem Grunde nach nicht versicherungsadä- 
quaten Leistungen zu befreien, dass alle An- 
reize zu einer Frühverrentung von Arbeit- 
nehmern beseitigt werden. Leistungen, die 
Arbeitgeber zwecks Frühverrentungen er- 
bringen, müssen im vollen Umfang auf alle 
Leistungen der öffentlichen Hand ein- 
schließlich der Bundesanstalt für Arbeit an- 
gerechnet werden. Gesetzliche Regelungen, 
die dazu führen, dass Unternehmen ältere 
Arbeitnehmer auf Kosten der Arbeitslosen- 
versicherung nur noch verkürzt beschäfti- 
gen, können nicht länger Bestand haben. 

74. Der Versicherungscharakter der Ar- 
beitslosenversicherung muss auch dadurch 
gestärkt werden, dass die Beitragsbezogen- 
heit der Leistungen stärker deutlich wird. 
Leistungen, die aus Mitteln der Arbeitslo- 
senversicherung finanziert werden, sollen in 
der Regel nur in Anspruch genommen wer- 
den können, wenn der Leistungsempfänger 
eine angemessene Vorversicherungszeit - 
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unter Einschluss von Kindererziehungs- und 
Pflegezeiten - nachweisen kann. 

75. Die CDU strebt an, die Bezugsdauer 
des Arbeitslosengeldes abzusenken. Durch 
eine Verkürzung der Bezugsdauer des Ar- 
beitslosengeldes kann ein Beitrag dazu ge- 
mistet werden, Arbeitslose frühzeitig zu mo- 
tivieren, sich aktiv um eine neue Beschäfti- 
gung zu bemühen. 

Die Dauer des Anspruchs auf Arbeitslo- 
sengeld soll sich daher nach der Dauer der 
Versicherungszeit richten. Die CDU plant 
folgende Staffelung: Wie bisher soll nach 12 
Monaten einer beitragspflichtigen Beschäf- 
tigung ein Anspruch auf Arbeitslosengeld 
für die Dauer von 6 Monaten bestehen. Nach 
16 Monaten Beitragszeit ist ein Leistungs- 
anspruch für die Dauer von 8 Monaten be- 
gründet. Nach 20 Monaten können Leistun- 
gen für die Dauer von 10 Monaten bezogen 
Werden. 

Da die Arbeitslosenversicherung ihrem 
Charakter nach zur Überbrückung von er- 
werbslosen Zeiten, nicht aber als Bezugs- 
quelle dauerhafter Leistungen angelegt ist, 
sollen Versicherte, die 24 Monate und mehr 
Beiträge geleistet haben, einen einheitlichen 
Anspruch auf Arbeitslosengeld in Höhe von 
einheitlich 12 Monaten haben. Nur für Bei- 
tragszahler, die mindestens 55 Jahre alt sind 
und für die zurückliegenden sieben Jahre 
insgesamt48 Monate beitragspflichtigerBe- 
schäftigung nachweisen können, soll ein 
Anspruch auf 18 Monate Arbeitslosengeld- 
bezug bestehen. 

Aus Gründen des Vertrauensschutzes 
und wegen der von der amtierenden Bun- 
desregierung zu verantwortenden gegen- 
wärtigen schlechten Wirtschafts- und Ar- 
beitsmarktlage tritt die CDU dafür ein, für ei- 
nen Übergangszeitraum eine Sonderrege- 
lung zu schaffen, die es erlaubt, bei 40 
Beitragsjahren 24 Monate lang Leistungen 

zu beziehen, sofern nicht der Arbeitgeber zu- 
sätzliche Leistungen, z.B. im Rahmen eines 
Sozialplanes, erbringt. Beschäftigungszei- 
ten in der ehemaligen DDR sollen angerech- 
net werden. 

Im Jahr 2006 ist zu überprüfen, ob die 
Wirtschafts- und Arbeitsmarktlage sich so- 
weit verbessert hat, dass der Übergangszeit- 
raum für die Sonderregelung beendet wer- 
den kann. 

76. Die CDU spricht sich dafür aus, auch 
in der Arbeitslosenversicherung Elemente 
der Selbstbeteiligung und der Eigenverant- 
wortung zu verstärken. Diese fördern die 
Hilfe zur Selbsthilfe und schützen das Sy- 
stem vor Ausnutzung. 

Ausgehend von dem Grundgedanken, 
dass die solidarischen Sicherungssysteme 
vornehmlich die großen Lebensrisiken absi- 
chern sollen, die vom Einzelnen in der Regel 
nicht getragen werden können, soll die Fi- 
nanzierung kurzer Zeiten der Arbeitslosig- 
keit zumindest teilweise der Eigenverant- 
wortung und Selbstbeteiligung des Arbeit- 
nehmers überlassen werden. Dies ist auch 
deshalb vertretbar, weil rund ein Drittel der 
Arbeitslosen bereits innerhalb von drei Mo- 
naten wieder eine neue Beschäftigung ge- 
funden hat. Künftig soll deshalb das Ar- 
beitslosengeld im ersten Monat der Arbeits- 
losigkeit um 25 Prozent abgesenkt werden, 
sofern das Sozialhilfeniveau nicht erreicht 
oder sogar unterschritten wird. 

• Maßnahmen außerhalb der Arbeits- 
losenversicherung 
77. Neben den vorgeschlagenen Reform- 

maßnahmen in der Arbeitslosenversiche- 
rung kommt es entscheidend auch darauf an, 
durch arbeitsmarkt- und sozialpolitische Re- 
formen die Arbeitslosigkeit zu senken und 
mehr Menschen in Beschäftigung zu brin- 
gen. Dazu gehört insbesondere die Um- 
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Wandlung bisheriger Lohnersatzleistungen 
in Lohnergänzungsleistungen. Vor allem die 
Tätigkeit der Arbeitsverwaltung - besonders 
im Hinblick auf ihre Vermittlungsfähigkeit 
-, aber auch die Ausgestaltung der Instru- 
mente, die nach Erreichen der Leistungs- 
obergrenzen der sozialen Sicherungssyste- 
me greifen - vor allem die Arbeitslosenhilfe 
und die Sozialhilfe - bedürfen dringend ei- 
ner Überprüfung und Neuausrichtung. Nur 
auf diese Weise wird eine dauerhafte Stabi- 
lisierung unserer sozialen Sicherungssyste- 
me zu erreichen sein. 

Darüber hinaus hält es die CDU für drin- 
gend erforderlich, die Verantwortung für die 

regionale Arbeitsmarktpolitik stärker auf 
der örtlichen Ebene anzusiedeln. Dies kann 
erreicht werden, indem die Bundesanstalt 
für Arbeit Teile ihrer Befugnisse auf die Ar- 
beitsämter überträgt und auf regionaler Ebe- 
ne eine institutionelle Zusammenarbeit mit 
Städten und Gemeinden gesetzlich geregelt 
wird (Job-Center). Die derzeit sehr detail- 
lierten gesetzlichen Vorgaben für Förder- 
maßnahmen sollten durch eine Generalklau- 
sel abgelöst werden, die der Arbeitsmarkt- 
politik vor Ort den notwendigen Spielraum 
eröffnet, über die zur Verfügung stehenden 
Mittel je nach den örtlichen Gegebenheiten 
zu entscheiden. 
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